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T’-(FFS)—ANT Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
w Potsdam

Der Oberblrgermeister 22/SVV/0704
Betreff: offentlich

Finanzielle Beteiligung am Pflegeaufwand der Stiftung PreuBische Schlésser und Garten

Einreicher: Geschaftsstelle Bauen Erstellungsdatum: 18.08.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.09.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

1. Der Oberburgermeister wird beauftragt, mit der Stiftung PreuRische Schlésser und Garten
Berlin-Brandenburg eine neue Vereinbarung zur finanziellen Beteiligung der
Landeshauptstadt am Pflegeaufwand der Potsdamer Parks und Gartenanlagen zu
verhandeln.

2. Sollte die Stiftung Preullische Schlésser und Garten nachweisen konnen, dass trotz
erhéhter Zuwendungen ihrer Stifter weiterhin ein Pflegedefizit in Potsdamer Parks und
Gartenanlagen besteht, ist die Landeshauptstadt zur Wahrung des Gartendenkmals und
zur Forderung des Tourismus und der Naherholung der Potsdamerinnen und Potsdamer
bereit, einen finanziellen Beitrag zum Abbau des nachgewiesenen Defizits zu leisten. Der
finanzielle Beitrag der Landeshauptstadt darf maximal 5 Mio. Euro in 5 Jahren betragen.

3. Bedingung einer finanziellen Beteiligung der Landeshauptstadt ist die vereinbarte Zusage
der Stiftung PreuBische Schlésser und Garten, fir die Parks und Gartenanlagen auf dem
Gebiet der Stadt Potsdam flur die Laufzeit der Vereinbarung keinen pflichtigen Eintritt zu
erheben.

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiréte: [] Nein
[] Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BbgKVerf

[ ] zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Eine neue Vereinbarung zur finanziellen Beteiligung der Landeshauptstadt am Pflegeaufwand der
SPSG fuhrt zu Mehraufwendungen im Produkt (5510000.5316000) von 1 Mio. Euro pro Jahr in den
Jahren 2024 bis 2028.

Da der Vertrag mit der SPSG zum 31.12.2023 auslauft, sind ab dem Jahr 2024 keine weiteren
finanziellen Mittel im Produkt (5510000.5316000) fiir diese freiwillige Aufgabe vorgesehen. Das
heillt, sollte die LHP erneut eine vertragliche Verpflichtung zur finanziellen Unterstiitzung der
SPSG eingehen, missen die notwendigen Mittel innerhalb des Haushaltsbudgets ab 2024
aufgenommen und ausgesteuert werden, ggf. zu Lasten anderweitiger freiwilliger Aufgaben. Es
besteht ein Haushaltsvorbehalt.

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4

Geschéftsbereich 5




Berechnungstabelle Demografieprufung:

TOP 4.1

Bedarfsgerechtes Selbsibe-
Wirtschaftswachs . . Gute Wohnbe- und qualitativ .
. Ein Klima von . . . stimmtes
tum férdern, dingungen fur hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- Y junge Menschen| Betreuungs-und . - .
Offenheitin der . . . | Leben bis ins index Demografie-
geboterhalten i und Familien |Bildungsangebot fir .
Stadtférdern . ) hohe Alter |Demografie| relevanz
bzw. ausbauen . ) ermdglichen Kinder u. Jugendl. -
. Gewichtung: 10 . . ermdglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9
10 0 10 10 0 700 0
Klimaauswirkungen
X  positiv [ ] negativ [ ] keine

Fazit Klimaauswirkungen:

Durch den Abbau eines Pflegedefizits in den Potsdamer Parks und Gartenanlagen der Stiftung
PreuRische Schlésser und Garten wird der Bestand an Bepflanzungen und Baumen gesichert und den
negativen Auswirkungen des Klimawandels entgegengewirkt.

Begriindung:

Die ,Vereinbarung uber die finanzielle Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam an den Mehrwert-
Gartenprojekten der Stiftung Preuische Schlésser und Garten Berlin-Brandenburg® lauft Ende des
Jahres 2023 aus.

Im Hinblick auf das Auslaufen der ersten Vereinbarung in den Jahren 2014 bis 2018 hatte die
Stadtverordnetenversammlung am 8. November 2017 beschlossen, dass bei den Landern Berlin und
Brandenburg und dem Bund darauf zu drangen sei, dass auch weiterhin kein pflichtiger Parkeintritt
erhoben wird (17/SVV/0721). Die Stadtverordneten sprachen sich daher dafir aus, dass ein
Parkeintritt auch nicht (ber einen Modellversuch eingefiihrt wird. Vielmehr sollten die
Zuwendungsgeber zur Behebung eines Pflegedefizits (jahrlich 4,5 Mio. Euro) und Abwendung eines
Parkeintritts die Stiftung finanziell adaquat ausstatten. Sollten die beiden Bundeslander und der Bund
ihre finanzielle Beteiligung an den Stiftungsausgaben nicht erhéhen, sei die Landeshauptstadt aber
bereit, einen Beitrag zur Pflege der Parkanlagen zu leisten und Uber eine finanzielle Beteiligung zu
verhandeln. Als Obergrenze wurden 5 Mio. Euro in 5 Jahren beschlossen. Der Landeshauptstadt
sollte weiterhin ein Mitspracherecht bei der Verwendung der Mittel eingerdumt werden.

Die SPSG formulierte daher erneut so gennannte ,Mehrwert-Gartenprojekte® und verhandelte mit der
Landeshauptstadt eine Verlangerung der finanziellen Beteiligung. Schlief3lich wurde am 27.06.2018
eine neue entsprechende Vereinbarung von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen
(18/SVV/0372).

In der Vorbemerkung der Vereinbarung sind als Motive der Stadt zur finanziellen Beteiligung
festgehalten:

,Die Stadt hat an der Erhaltung der auf dem Stadtgebiet gelegenen Parkanlagen ein
erhebliches Interesse, da diese von den Einwohnern der Stadt fur Erholungszwecke und als
Durchwegung von FuRgangern und Radfahrern genutzt wird. Die Parkanlagen gehdren zu den
beliebtesten touristischen Zielen in Potsdam, was nicht zuletzt der AuRendarstellung der Stadt
dient. Es gehért zur kommunalen Aufgabe, das kulturelle Leben in der Kommune zu férdern,
das kulturelle Erbe zu vermitteln sowie ihren Einwohnern die Teilnahme am kulturellen Leben
sowie den Zugang zu den Kulturgutern zu ermdglichen (§ 2 Abs. 2 BbgKVerf). Die
ungehinderte Erlebbarkeit und Zuganglichkeit der Parkanlage fir die Potsdamer Einwohner
sowie die Touristen ist daher fiir die Stadt Potsdam von besonderer Bedeutung.”
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Die Mittel der Landeshauptstadt durfen nur fir die definierten Gartenprojekte auf dem Gebiet der
Stadt eingesetzt werden. Ein Umsetzungsplan wird jahrlich mit dem Bereich Grinflachen abgestimmt.
Dabei werden auch kleine Anpassungen an den Zwecken vorgenommen. Den Hauptteil der Mittel
setzt die Stiftung flr die Beschaftigung zusatzlicher Gartner ein. Aufgrund von Fachkraftemangel
bestand jedoch auch die Mdglichkeit, die Mittel fir konkrete Investitionsvorhaben — wie flr die
Gartenanlage vor der Bildergalerie — einzusetzen.

Aufgrund der Beschlusslage und der Befristung der Vereinbarung sind in der mittelfristigen
Finanzplanung des Haushaltsplanes 2022 im Bereich Grinflachen ab 2024 keine finanziellen Mittel
mehr flr diesen Zweck vorgesehen. Vielmehr besteht aufgrund eigener Bedarfe zur Pflege
stadtischer Grinflachen ein eigenes Pflegedefizit, das derzeit nicht im stadtischen Haushalt finanziert
werden kann.

Nach Auskunft der SPSG haben die Zuwendungsgeber Bund, Brandenburg und Berlin in den letzten
Jahren ihre Zuwendungen erhoht, aufgrund der klimatischen Veranderungen und der allgemeinen
Preissteigerung bestehe aber weiterhin ein Defizit. Die SPSG sieht daher weiterhin den Bedarf einer
Kostenbeteiligung der Landeshauptstadt, um die Qualitdt und Attraktivitdt der historischen
Parkanlagen auch im Interesse der Stadt, ihrer Einwohner und Besucher zu sichern.

Der Oberburgermeister soll daher beauftragt werden, mit der SPSG Uber eine neue Vereinbarung zu
verhandeln. Bedingung daflr ist, dass die Stiftung ein Pflegedefizit trotz erhéhter Zuwendungen der
Stifter nachweist und weiterhin auf die Einfihrung eines pflichtigen Eintritts in Parks und
Gartenanlagen auf dem Gebiet der Stadt Potsdam verzichtet. Kann die SPSG ein Pflegedefizit
nachweisen, ist die Landeshauptstadt bereit, sich am Abbau dieses nachgewiesenen Defizits bis zu
einer maximalen Hohe von 5 Mio. Euro in 5 Jahren zu beteiligen.
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Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage

Betreff: Finanzielle Beteiligung am Pflegeaufwand der Stiftung PreuRlische Schldsser und Garten

1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen? [ ] Nein X Ja

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe? X Nein []Ja

3. Ist die MaRnahme bereits im Haushalt enthalten? X] Nein []Ja [ ] Teilweise
4. Die MaRnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 5510000 Bezeichnung: Offentliches Grun.

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt:

. Ist- . . . .
Angaben in EUro Vorjahr Ifd. Jahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr Gesamt
Ertrag

0 0 0 0 0 0
laut Plan
Ertrag 0 0 0 0 0 0
neu
Aufwand 1.000.000 1.000.000 1.000.000 0 0 0
laut Plan
Aufwand 1.000.000 1.000.000 1.000.000
neu
Saldo Ergebnishaushalt 1.000.000 1.000.000 1.000.000 0 0 0
laut Plan
Saldo Ergebnishaushalt 1.000.000 |  1.000.000 |  1.000.000
neu
Abweichung 0,00 0,00 0,00 1.000.000 1.000.000 1.000.000
zum Planansatz

5. a Durch die Mallnahme entsteht eine Haushaltsbelastung Uber den Planungszeitraum hinaus bis
2028 in der H6he von insgesamt 2 Mio. Euro.

6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt:

Bisher Bis
Angaben in Euro bereitge- | Ifd. Jahr [ Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Matnahme- [ Gesamt
stellt ende

Investive Einzahlungen
laut Plan

Investive Einzahlungen
neu

Investive Auszahlungen
laut Plan

Investive Auszahlungen
neu

Saldo Finanzhaushalt
laut Plan

Saldo Finanzhaushalt
neu

Abweichung
zum Planansatz

7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr.

Bezeichnung gedeckt.
8. Die MalRnahme hat kiinftig Auswirkungen auf den Stellenplan? X Nein []Ja
Mit der MaflRnahme ist eine Stellenreduzierung
von Vollzeiteinheiten verbunden.
Diese ist bereits im Haushaltsplan beriicksichtigt? [ INein []Ja
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt. [ INein [XJa

Seite 1 von 2
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Hier kénnen Sie weitere Ausfihrungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.).

Da der Vertrag mit der SPSG zum 31.12.2023 auslauft, sind ab dem Jahr 2024 keine weiteren finanziellen
Mittel im Produkt (5510000.5316000) fur diese freiwillige Aufgabe vorgesehen. Das heif3t, sollte die LHP er-
neut eine vertragliche Verpflichtung zur finanziellen Unterstiitzung der SPSG eingehen, missen die notwen-
digen Mittel innerhalb des Haushaltsbudgets ab 2024 aufgenommen und ausgesteuert werden, ggf. zu Lasten
anderweitiger freiwilliger Aufgaben. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt.

Anlagen:

[] Erlauterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen
(Interne Pflichtanlage!)

[ ] Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen)

[ ] Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen)

Seite 2 von 2
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.y [ ] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
‘p_()T S m Stadtverordnetenversammliung |:| Erda ¢
() der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 22/SVVI0704
Potsdam X] Neue Fassung
X éffentlich

Einreicher: Fraktion CDU

Betreff: Finanzielle Beteiligung am Pflegeaufwand der Stiftung PreuBische Schlésser und
Garten

Erstellungsdatum 05.09.2022

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
07.09.2022 Stadtverordnetenversammlung der LHP

Anderungs-/Erginzungsvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlief3en:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt:

1. Festzustellen, ob und ggf. mit welcher Begriindung die Stifter der Stiftung Preuf3ische Schlésser
und Garten eine weitere Erhdhung der Unterstitzung zur Parkpflege in Héhe von ca. 333.000
Euro je Stifter abgelehnt haben.

2. Welche konkreten Massnahmen die Stiftung PreuRische Schldésser und Garten an den
verschiedenen Parkstandorten plant, um diese Unterdeckung zu kompensieren.

3. Darzulegen, welche Bemuhungen er unternommen hat, zu vermeiden, dass der Haushalt der
Landeshauptstadt Potsdam ggf. durch die Ubernahme von Zahlungsverpflichtungen des Bundes

und der Lander Berlin und Brandenburg als Stifter der Stiftung Preuf3ische Schlésser und Garten
weiter belastet wird.

Uber das Ergebnis ist der Hauptausschuss bis November 2022 zur weiteren Beratung zeitnah zu
unterrichten.
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Beriindung:

U.a. am 31.08.22 haben sowohl der Kammerer als auch der Oerburgermeister auf eine sehr
angespannte Haushaltslage verwiesen und schwierige Haushaltsverhandlungen mit der Aufgabe, ein
hohes Defizit auszugleichen zu missen, angekundigt.

Angesichts dieser Aussagen sowie der Aussage in der Begrindung des Antrags: ,Aufgrund der
Beschlusslage und der Befristung der Vereinbarung sind in der mittelfristigen Finanzplanung des
Haushaltsplanes 2022 im Bereich Grinflachen ab 2024 keine finanziellen Mittel mehr fir diesen Zweck
vorgesehen. Vielmehr besteht aufgrund eigener Bedarfe zur Pflege stadtischer Grinflachen ein eigenes
Pflegedefizit, das derzeit nicht im stadtischen Haushalt finanziert werden kann.“ missen zu dieser
Frage zunachst die tatsachlichen Fakten sowie die Aussagen und Positionen der zustandigen Gremien
und politischen Entscheidungstrager in den Reihen der Stifter im Detail 6ffentlich bekannt gemacht
werden. De facto geht es um einen Zuschuss, den wir als Kommune flir den Bund und die Lander Berlin
und Brandenburg tbernehmen sollen, und zwar im Vorgriff auf die eigenen Haushaltsverhandlungen,
bei denen wir Uber viele Einsparungen reden mussen. Ob das von den Stiftern in der aktuellen Situation
tatsachlich so erwartet wird und gewollt ist, sollte von denen auch klar zum Ausdruck gebracht werden.

gez.
Fraktionsvorsitzender Matthias Finken
Unterschrift
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.y [ ] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTSDAM Stadtverordnetenversammlung |X| Erd ¢
(=
v f:;deshauptstadt roanzuingsantrag 22/SVVI0704
Potsdam [ ] Neue Fassung
X éffentlich
Einreicher: Fraktion CDU
Betreff: Modell fiir die Erhebung von Eintritt in den Park Sanssouci

Erstellungsdatum 09.12.2022

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
14.12.2022 Hauptausschuss

Anderungs-/Erginzungsvorschlag:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Stiftung PreuRische Schlésser und Garten (SPSG) zu
bitten:
o Der Landeshauptstadt Potsdam das bevorzugte Modell fir die Erhebung von Eintritt in den
Park Sanssouci vorzustellen und dabei darzustellen,

¢ welche Besonderheiten fiir die Potsdamer Bevolkerung zur Aufrechterhaltung vor allem der
historisch gewachsenen Wegebeziehungen und der traditionellen Einbindung des Parks in
den Stadtraum vorgesehen werden.

o Welche konkreten Eintrittsregelungen fir die Potsdamer Bevoélkerung vorstellbar sind.
e Ob fir weitere Parks im Stadtgebiet die Erhebung von Eintritt vorgesehen ist.
Begrindung:

Die Stadtverordnetenversammlung hat zu entscheiden, ob der Vertrag Uber die Mitfinanzierung der
Parkpflege durch die Landeshauptstadt Potsdam fortgesetzt wird. Der Bund und die Lander Berlin und
Brandenburg stehen als Stiftungsgeber auf dem Standpunkt, dass Potsdam von den Parks der SPSG
profitiert und es daher geboten sei, sich an der Parkpflege zu beteiligen. Zu Zeiten voller Kassen war
dies fir den stadtischen Haushalt kein Problem. Aufgrund der aktuellen Lage mit ihren Auswirkungen
auf die stadtischen Einnahmen ist die Zahlung einer Million Euro fir die Stadt eine erhebliche
Belastung, wahrend der Anteil der o.g. Stifter von jeweils 333000 Euro fir deren Haushalt kaum
Auswirkungen haben dirfte. Potsdam musste die Million aus den Freiwilligen Leistungen abzweigen,
wobei bereits jetzt das Grinflachenamt die Pflegestandards, die flir die Parks der SPSG in Anspruch
genommen werden, nicht einhalten kann. Es gilt daher abzuwagen, was wir flir unsere Blrgerinnen und
Burger beschlieRen. Dazu ist es jedoch recht und billig die erforderlichen Informationen einzufordern,
damit man vor dem Hintergrund eines vollstdndigen Lagebildes entschieden werden kann. Denn die
Zahlung je einer Million Euro in den nachsten 5 Jahren bedeutet zwangslaufig Einschnitte bei den
MalRnahmen und Projekten, die aus dem Topf Freiwillige Leistungen finanziert werden.

Im Burgerhaushalt haben viele Blrger sich bereits daflr ausgesprochen, die Zahlungen an die SPSG
nicht fortzusetzen.
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 19/SVV/0608
offentlich
Betreff:

Grundsticksvergabe nach Konzept und Erbbaupacht

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum 27.06.2019

Eingang 922:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

14.08.2019 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Leitlinie Grundstlcksverkaufe zu Gberarbeiten.

Die Mdglichkeit von Konzeptausschreibungen soll vorrangig in die Richtlinie aufgenommen werden.
Damit sollen auch klar definierte, nachvollziehbare Bedingungen bei Vergabe nach

Konzept formuliert werden. Ferner soll die Vergabe in der Regel in Erbbaupacht erfolgen.

Die Uberarbeitete Richtlinie ist der Stadtverordnetenversammlung im ersten Quartal 2020 vorzulegen.

gez. Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberﬁ]tunggn
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Im Rahmen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete finden in Potsdam vermehrt
Konzeptausschreibungen statt. Die Potsdamer Mitte zeigt sehr gut, dass dieses Instrument geeignet
ist, in zentraler Lage sowohl bezahlbares Wohnen als auch gestalterische Aspekte zu
berlcksichtigen. Das Instrument bietet auch die Mdglichkeit, gemeinschaftliche Wohnprojekte
vorrangig bei Ausschreibungen zu berucksichtigen. Ansatze fur Konzeptausschreibungen sind bisher
sehr unterschiedlich.
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T’-(FF‘?I)—ANT Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
(o
w Potsdam
Der Oberblrgermeister 22/SVV/0418
Betreff: offentlich
Erganzung Leitlinie Grundstiucksverkaufe
Einreicher: Fachbereich Stadtplanung Erstellungsdatum: 12.05.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

01.06.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

1. Die bestehende ,Leitlinie Grundstlcksverkaufe® (11/SVV/0889) wird erganzt um
Regelungen (gemals Anlage 1) fiur stddtische Grundsticke, die fir den
Geschosswohnungsbau geeignet bzw. mit Mehrfamilienhdusern bebaut sind. Diese
erganzenden Regelungen finden bei der Grundstlickslbertragung und -verauf3erung sowie
der Erbbaurechtsbestellung der LHP Anwendung.

2. Die Erganzung der Leitlinie ersetzt den Beschluss ,Kein Verkauf ohne Bindungen®
(13/SVV/0495), das Konzept ,Grundsticksverkdufe fir Geschosswohnungsbau an
Investoren* (15/SVV/0080) sowie die ,Erbbaurechtsprufung® bei der Verkaufsplanung
gemal Mitteilungsvorlage 18/SVV/0169.

3. Die Erganzung der Leitlinie Grundsticksverkaufe wird in ihrer Anwendung regelmafig
Uberprift und, falls erforderlich, angepasst.

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiréte: [] Nein
[] Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BbgKVerf

[ ] zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? [] Nein Xl Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Im Rahmen der Umsetzung der Erganzung zur Leitlinie Grundstiicksverkaufe und Anwendung der
Genehmigungsfreistellungsverordnung kommt es zu geringeren oder erst langfristig zu Einzahlungen
aus GrundstucksverauRerungen oder Erbbaurechtsbestellungen im Vergleich zZu
Hochstgebotsverfahren.

Mogliche Mindereinzahlungen kdnnen derzeit (noch) nicht konkret quantifiziert werden, da sie vom
jeweiligen fur den Geschosswohnungsbau geeigneten Grundstick und dem gewahlten Verfahren
abhangen.

Bereits die gutachterlich ermittelten unbeeinflussten Verkehrswerte liegen in der Regel mindestens 20-
30% unter den tatsachlich erzielbaren Marktwerten. Somit betragen die Einzahlungsverluste unter
Bertucksichtigung der neuen Regularien fir die Grundstlicke des Geschosswohnungsbaus (Abschlage
auf Grundlage GenehmFV) erwartbar mehr als 50% der mdglichen Einzahlungen bei
Hoéchstgebotsverfahren. Die Einzahlungen reduzieren sich um 100% flr solche Grundsticke, die
unentgeltlich in das Gesellschaftsvermdgen der ProPotsdam GmbH eingebracht werden. In den
vergangenen Jahren wurden durchschnittlich ca. 2,4 Milionen EUR Einnahmen p.a. durch
Grundstucksverkaufe erzielt. Diese dienten ausschlieBlich der Deckung von geplanten Investitionen.
Bei Anwendung der neuen Leitlinie werden sich die Einzahlungen um voraussichtlich etwa 1 Million
EUR pro Jahr verringern und stehen somit zur Deckung von Investitionsmallnahmen bzw. von
Grundstucksankaufen nicht mehr zur Verfigung.

Auf die gesamte Laufzeit eines Erbbaurechts (z.B. 75 Jahre) gerechnet, werden insgesamt hdhere
Einnahmen erzielt, als aus einem einmaligem Verkaufsgeschaft. Die LHP erhalt in diesem Zeitraum
jahrlich den pachtahnlichen Erbbauzins. Der Erbbauzins kann bei Wertsteigerung entsprechend
angepasst werden. Das Grundstuck bleibt im Eigentum der LHP und damit auch die Wertsteigerung.

Oberbiirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschaftsbereich 2

Geschéftsbereich 3 Geschaftsbereich 4

Geschéftsbereich 5




Berechnungstabelle Demografieprifung:
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Bedarfsgerechtes

Selbstbe-
Wirtschaftswachs{ _. . Gute Wohnbe- und qualitativ .
. Ein Klima von ) N . stimmtes
tum fordern, dingungen fir hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- . junge Menschen| Betreuungs-und L . .
Offenheitin der . . . | Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten N und Familien |Bildungsangebotfir .
Stadtfordern - . hohe Alter |Demografie relevanz
bzw. ausbauen . ) ermoglichen Kinder u. Jugendl. .
. Gewichtung: 10 . . ermoglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9
3 2 100 grofe

Klimaauswirkungen

[ ] positiv [ ] negativ. x keine

Fazit Klimaauswirkungen:

Die Erganzung der Leitlinie Grundstiicksverkaufe regelt die Erbbaurechtsbestellung sowie die
Ubertragung und VeraufRerung von stadtischen Grundstiicken und hat daher selbst keine
Klimaauswirkung.

Im Rahmen von Konzeptverfahren kénnen Zielsetzungen zum Klimaschutz aufgenommen werden. Mit
der Erbbaurechtsbestellung sowie der Ubertragung oder VerauRerung bebauter Grundstiicke kann im
Weiteren eine Instandsetzung bzw. energetische Sanierung von Bestandsbauten einhergehen. Die
Erbbaurechtsbestellung sowie Ubertragung oder VerduRerung von unbebauten Grundstiicke kann mit
der Realisierung von Wohngebduden jedoch zu einem erhdhten Versiegelungsgrad fuhren.

Begriindung:

Aufgrund umfangreicher Anpassungen und Erganzungen ersetzt diese Beschlussvorlage die
Vorlage 20/SVV/0223 inklusive der Anlage 1 vollstandig.

Mit Beschluss 18/SVV/0967 wurde der Oberblrgermeister beauftragt, die Leitlinie fir
Grundsticksverkaufe zu Uberarbeiten. Dazu wurde im Marz 2020 bereits eine Beschlussvorlage
(20/SVV/0223) als Erganzung der Leitlinie Grundsticksverkdufe mit Regelungen flir stadtische
Grundstucke, die sich fir den Geschosswohnungsbau eignen bzw. mit Mehrfamilienhdusern bebaut
sind, eingebracht. Hierzu wurden umfangreiche Anderungs-/Ergédnzungsantrage gestellt. Hauptkritik
bestand an der fehlenden Mdglichkeit der Bestellung eines Erbbaurechts. Mit der Durchflihrung einer
Werkstattreihe unter Beteiligung von Vertreter*innen der Fraktionen, der Wohnungswirtschaft, der
Verbande sowie der Verwaltung wurde geprift, ob das Erbbaurecht ein geeignetes Instrument zur
Realisierung von bezahlbarem Wohnraum darstellen kann. Das Ergebnis findet in der vorliegenden
Uberarbeiteten Ergédnzung zur Leitlinie Grundsticksverkaufe Berlcksichtigung.

Hauptunterschied zur letzten Fassung bilden die Bestellung von Erbbaurechten fir ausgewahlte
Grundstlicke als fest verankerte Vorgabe sowie die Einfiihrung einer Priifreihenfolge flr den Umgang
mit Wohnungsbaugrundstiicken. Vom urspriinglich vorgeschlagenen ,Potsdamer Drittelmix® wird in
der neuen Fassung Abstand genommen, da nun ein akteursbezogener Ansatz verfolgt wird.

Stadtische Grundstiicke (Finanzvermoégen, Vermogen des Eigenbetriebes KIS) kdnnen grundsatzlich
weiterhin erst dann verduflert werden, wenn zuvor festgestellt wurde, dass sie nicht flr eigene
Flachenbedarfe der Landeshauptstadt und der 6ffentlichen Daseinsvorsorge benétigt werden. Dieses
gilt in der Regel durchgangig fur das sogenannte ,Infrastrukturvermégen®.



TOP 4.3

Bestimmte Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind besonders geeignet, langfristig bezahlbares und
bedarfsgerechtes Wohnen zu sichern, auch deutlich tber die durch Wohnungsbauférderung erzielten
Bindungsfristen hinaus. Dazu z&hlen die ProPotsdam GmbH als stadtisches Wohnungsunternehmen,
Genossenschaften, Mietwohnorganisationen sowie Baugruppen fir die Selbstnutzung und das
Studentenwerk.

Beim Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von einem oder mehreren Gebauden mit
Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise. Geschosswohnungsbaugrundstiicke werden entweder
Ubertragen, veraufert oder es werden Erbbaurechte bestellt. Dies richtet sich danach, fir welche
Akteure die Flachen geeignet und von Interesse sind. Dabei wird die Prifreihenfolge verfolgt:

1. Vorrangig sollen die Grundstiicke an die stadtische Wohnungsgesellschaft ProPotsdam
Ubertragen werden. Hierbei kann es sich fallweise um eine entgeltliche oder unentgeltliche
Einlage in das Gesellschaftervermdgen der ProPotsdam handeln.

2. Ein Verkauf an Genossenschaften kann erfolgen, wenn die Flachen in rAumlicher Nahe zu
anderen genossenschaftlichen Grundstiicken einer Genossenschaft liegen und somit eine
Gesamtentwicklung unterstitzt wird. Analog wird dieser Prifschritt auch fur Flachen in
Nachbarschaft des Studentenwerks angewandt.

3. Fur Grundstlicke dartiber hinaus werden Erbbaurechte bestellt, z.B. an
Mietwohnorganisationen oder Baugruppen. Sollte im Rahmen eines Konzeptverfahrens
kein Gebot zur Erbbaurechtsbestellung eingehen, wird die Flache erneut fur ein offenes
Konzeptverfahren mit Verkauf ausgeschrieben.

Geschosswohnungsbaugrundstiicke, soweit diese nicht an die stadtische Wohnungsgesellschaft
ProPotsdam Ubertragen werden, sollen in der Regel auf der Grundlage von Konzeptverfahren
vergeben werden. Die Grundsticke werden zukilnftig vorrangig flir den geférderten
Mietwohnungsbau oder preisgedampften Mietwohnungsbau mit Belegungsbindung vergeben.

Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass es nur noch wenige stadtische Grundstticke (auerhalb der
Treuhandvermoégen) gibt, die flir Geschosswohnungsbau geeignet sind, v.a. sind dieses
Garagenflachen.  Nicht unter diese Erganzung der Leitlinie fir Grundstlcksverkaufe fallen
Grundstucke bis zu 1.000 m?.

Der Verkauf der Grundsticke fir die Kategorie des geférderten Mietwohnungsbaus erfolgt im
Rahmen von Konzeptverfahren zum reduzierten Festpreis unter Ausschdpfung der Moglichkeiten der
Genehmigungsfreistellungsverordnung. Bei Erbbaurechtsbestellung richtet sich der Erbbauzinssatz
nach der jeweils geltenden Beschlusslage.

Der Verkauf der Grundsticke fur die Kategorie preisgedampfter Mietwohnungsbau erfolgt im Rahmen
eines Konzeptverfahrens zum Festpreis. Bei Erbbaurechtsbestellung nimmt der Erbbauzinssatz in
Hohe der jeweils geltenden Beschlusslage auf den Festpreis Bezug.

Fir Wohnungen ohne Mietpreis- oder Belegungsbindungen, vorrangig fir Baugruppen, werden
Konzeptverfahren mit Preisanteil angewandt. Diese zielen auf die Eigentumsbildung mit
anschlielRender Selbstnutzung ab. Fur die Flachen wird im Rahmen eines Konzeptverfahrens ein
Erbbaurecht bestellt. Der Erbbauzinssatz wird in den Wettbewerb gestellt.

Bei der Entwicklung von groReren Gebieten wird eine ausgewogene Mischung der einzelnen
Wohnungsbaukategorien und auch von freifinanzietem Wohnungsbau angestrebt. Dabei soll die
Zielquote von mindestens 30% der gesamten neu entstehenden Wohnflache mit Mietpreis- und
Belegungsbindungen fiir Zielgruppen der Wohnraumforderung und mittlere Einkommensgruppen
umgesetzt werden. Die genannten Akteure sollen bei der Flachenvergabe entsprechend
berlcksichtigt werden.
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Fir Treuhandvermégen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete werden diese erganzten
Regelegungen der Leitlinie im Rahmen der Vorgaben §§ 136 ff. BauGB unter Beachtung der
jeweiligen stadtebaulichen Zielsetzungen und der Anforderungen der Gesamtfinanzierung sinngemaf
angewandt. Dafiir ist fur jede Sanierungs- und Entwicklungsmaflinahme einer Vermarktungsstrategie
zu erarbeiten, die die gesetzlichen Vorgaben des BauGB und der ImmoWertV bericksichtigt. In
Sanierungs- und Entwicklungsgebieten findet im Regelfall keine Erbbaurechtsbestellung statt, da die
Einnahmen aus der Grundsticksveraullerung zur Umsetzung der GesamtmaRnahme bendtigt
werden und damit Erbbaurechte nicht umsetzbar sind.

Die Erganzung der Leitlinie Grundstiicksverkaufe soll nach Beschlussfassung in ihrer Anwendung
regelmaflig evaluiert werden, um Anwendungsprobleme Kkorrigieren oder veranderte
Rahmenbedingungen in der Liegenschaftspolitik aktuell berticksichtigen zu kénnen.

Da die Entwicklungsphase des Potsdam Bonus bei der ProPotsdam noch nicht abgeschlossen ist,
findet dieser in der vorliegenden Leitlinie noch keine Berlcksichtigung. Nach der Erprobung soll
gepruft werden, wie dieser auch bei der GrundstlcksverduRerung oder Erbbaurechtsbestellung
angewendet werden kann.

Die Erganzung zur Leitlinie Grundsticksverkaufe trifft erste Aussagen zur Ausgestaltung von
Konzeptverfahren. Diese sind nicht abschlieBend. Im nachsten Schritt wird hierzu eine erweiterte
Ausarbeitung erfolgen. Dazu sollen die Strukturen der fir die Erganzung der Leitlinie eingerichteten
Arbeitsgruppe genutzt und stadtweite Empfehlungen und Vorgaben flr die Durchfihrung eines
Konzeptverfahrens erarbeitet werden.

Anlagen

Anlage 1 - Erganzung der Leitlinie fur Grundsticksverkaufe durch die Landeshauptstadt Potsdam (8
Seiten)
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Anlage 1

Erganzung der Leitlinie fir Grundsticksverk&aufe durch die Landeshauptstadt Potsdam

1 Geltungsbereich UNd GrUNASALIZE ..........ooouiiiiiiiiie e 1
2 Besondere Akteure auf dem WohnUNGSMArKL..........coooeeeiiiiiiiiiiii e e e e e e e e eeaeens 2
3 Umgang mit WohnungsbaugrundStUCKEN..............uuiiiiiiiiiiii e 3
R € 1= o ][] £7=T 1011 o3 14 [ T 6
I ] = g T R PR PPP S PPPPPPPPPPPRR 7

1 Geltungsbereich und Grundsatze

a) Die Erganzung der Leitlinie Grundstticksverkaufe gilt flr die Erbbaurechtsbestellung sowie
Ubertragung und VerauRerung von Grundstiicken, die sich im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam befinden! und die fir den Geschosswohnungsbau geeignet
oder mit Objekten des Geschosswohnungsbaus bebaut sind. Sie formuliert die
Grundregeln fir den Umgang mit solchen Grundstiicken neu. Beim
Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von einem oder mehreren Gebauden
mit Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise. Objekte des Geschosswohnungsbaus
sind Wohngebaude mit mehreren abgeschlossenen Wohneinheiten auf mehr als einer
Etage, die von mindestens einem Treppenhaus erschlossen werden. Nicht unter diesen
Begriff und unter diese Ergénzung der Leitlinie fur Grundstucksverkéaufe fallen Grundstiicke
mit einer GroR3e bis zu 1.000 m?, die nicht an weitere Flachen der Stadt grenzen?. Eine
abschliel3ende Definition der Kriterien wird aus den Zielen fiir die jeweilige Flache und den
sich daraus ergebenen Anforderungen abgeleitet.

b) Grundsatzlich werden stadtische Grundstiicke nicht verdu3ert. Sie dienen der Deckung
von Flachenbedarfen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge. Nur falls Flachen fur die 6ffentliche
Daseinsvorsorge entbehrlich sind, ist eine Ubertragung, VerauRerung oder
Erbbaurechtsbestellung moglich. Dabei sind die Bestimmungen der Brandenburger
Kommunalverfassung (insbesondere § 79 BbgKVerf) und der
Genehmigungsfreistellungsverordnung in der jeweils gultigen Fassung zu beachten. Zur
Vermeidung von Verlusten fir die Landeshauptstadt Potsdam ist dartiber hinaus eine
Veraul3erung unterhalb des Buchwertes nur in Ausnahmeféllen zulassig.

c) Die Verwaltung legt der Stadtverordnetenversammlung regelméaRig eine Verkaufsplanung
vor, aus der die geplanten Verkaufe, erganzt um Erbbaurechtsbestellungen, fir die
Grundstlcke der Landeshauptstadt Potsdam und die Zuordnung zu den Segmenten dieser
Leitlinie hervorgeht. Angestrebt wird flir diese Planung ein 2-Jahres-Turnus, beginnend
2023/2024.

d) Zur Vorlage der jeweils ndchsten Planung erfolgt eine Berichterstattung Uber die
umgesetzten und noch laufenden Verfahren.

e) Die unter ¢) benannte Verkaufsplanung sollte gemafn MV 18/SVV/0169 das Ergebnis der
systematischen Prifung enthalten, ob im Einzelfall ein Erbbaurecht bestellt werden kann.
Diese Prufung wird mit Beschlussfassung durch die vorliegende Erganzung der Leitlinie
ersetzt. Die Prifung erfolgt nicht in Sanierungs- und Entwicklungsgebieten. Im Regelfall
findet hier keine Erbbaurechtsbestellung statt, da die Einnahmen aus der

1 Dies sind Grundstiicke des Finanzvermoégens und des Eigenbetriebes KIS. Grundstiicke des Infrastrukturvermégens sind in der Regel
unentbehrlich. Fir die Grundstiicke aus Treuhandvermdgen stadtebaulicher GesamtmaRnahmen im Besonderen Stadtebaurecht gilt
Punkt 1 g)
2 Der hohe Aufwand fiir Konzeptverfahren fur kleinere Einzelflachen mit weniger als 1.000 m?, die nicht an weitere Flachen der Stadt
grenzen, ware angesichts des geringen Beitrages fir bezahlbares Wohnen unverhaltnismagig.
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GrundstiicksveraufRerung zur Umsetzung der GesamtmafRnahme bendtigt werden und
damit Erbbaurechte nicht umsetzbar sind. 3

f)  Fir alle Wohnungsbaugrundstiicke, die nicht gem&aR der Ergénzung der Leitlinie
Grundstiucksverkaufe vergeben werden kénnen und fiir alle anderen stadtischen
Grundstlicke gilt die bestehende ,Leitlinie Grundstlicksverkaufe® (DS-Nr.11/SVV/0889 in
Verbindung mit DS-Nr. 96/0189) unverandert fort.

g) Fur Treuhandvermdgen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Erganzung
der Leitlinie sinngemal angewandt, sofern dem die Regelungen des BauGB, insbesondere
diejenigen des § 169 Abs. 5-8 BauGB, nicht entgegenstehen. Die Sanierungs- und
Entwicklungsziele werden im Rahmen der stadtebaulichen Erfordernisse und
Zielsetzungen und der gesicherten Gesamtfinanzierung (ohne Erhéhung des zulassigen
Defizits) bestimmt. Bei der Erarbeitung der VerauRerungsstrategie der einzelnen
Sanierungs- und EntwicklungsmaRnahmen finden erganzend zum gesetzlichen
Zugigkeitsgebot, den gesetzlichen Vorgaben zur Berticksichtigung bestimmter Kauferkreise
sowie den gesetzlichen Wertermittlungs- und Finanzierungsvorgaben auch die MalRgaben
dieser neuen Regelungen in der bestehenden Leitlinie Berticksichtigung, wenn und soweit
hierfur infolge der gesetzlichen Vorgaben des BauGB und der ImmoWertV noch Spielraum
verbleibt. Es ist regelm&Rig zu informieren.

2 Besondere Akteure auf dem Wohnungsmarkt

Bestimmte Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind besonders geeignet, langfristig bezahlbares und
bedarfsgerechtes Wohnen zu sichern, auch deutlich Gber die durch Wohnungsbauférderung
erzielten Bindungsfristen hinaus. An diese Akteure sollen vorrangig Flachen in geeigneten
Verfahren vergeben werden. Die Regelungen im Punkt 1 b) sind dabei jedoch zu beachten.

a) Die ProPotsdam GmbH hat als 100%iges stadtisches Unternehmen eine besondere Rolle
auf dem Wohnungsmarkt. Als Gesellschafterin hat die Stadt umfangreiche Mdglichkeiten, die
Geschéftspolitik der ProPotsdam GmbH zu beeinflussen und so bezahlbares und
bedarfsgerechtes Wohnen zu sichern.

Diese Mdoglichkeiten gehen deutlich Gber das hinaus, was durch gesetzliche Regelungen
oder Bindungen durch Landesférderung erreicht werden kann. Um die Erfullung der
vereinbarten Ziele auch im Neubau zu sichern, unterstlitzt die Stadt die ProPotsdam GmbH.

b) Wohnungsbaugenossenschaften kommt zur Sicherung bezahlbaren Wohnraums eine
zentrale Bedeutung zu. lhre Mitglieder haben entsprechende Selbstverwaltungs- und
Mitwirkungsrechte (Organschaft, Wahl- und Kontrollrechte). Genossenschatftliche
Unternehmen verpflichten sich gegentber ihren Mitgliedern zu preisstabilen Mieten sowie
sicheren Wohnverhéltnissen (Satzungszweck). Die Gebaude werden langfristig im Bestand
gehalten. Ein Verkauf der einzelnen Hauser oder Wohnungen oder die Umwandlung in
Eigentumswohnungen ist praktisch ausgeschlossen. Sie sind verlassliche und lokal
verankerte Partner der Stadt bei der Wohnungspolitik sowie Quartiersentwicklung.

c) Mietwohnungsorganisationen®, bei denen die Mieter*innen bzw. Nutzer*innen sehr
weitreichende Mitbestimmungsrechte haben, verfolgen eine andere Strategie als andere
Immobilienunternehmen. Dabei hat die langfristige Sicherung des giinstigen Wohnens fiir
die Mitglieder bzw. Mieter*innen einen sehr hohen Stellenwert. Das wird durch Satzungen
oder vertragliche Regelungen abgesichert.

3 Die Bestellung von Erbbaurechten in diesen Gebieten ware nur mit einer Erhohung des Defizits, dem Ausgleich des
Defizits aus dem Haushalt bzw. dem Ankauf von Flachen mit Haushaltsmitteln aus dem Treuhandvermdgen realisierbar.
Dieses ist vor dem Hintergrund der Haushaltslage derzeit nicht umsetzbar.
4 Solche Gesellschaftsformen sind, z.B. Stiftungen mit einem entsprechenden Satzungszweck oder Gesellschaftsformen
unter Beteiligung des ,Mietshausersyndikats®.
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d) Das Studentenwerk ist als Anstalt des offentlichen Rechts durch den Gesellschaftszweck
verpflichtet, bezahlbares Wohnen fiir Studierende anzubieten. Die durchschnittlichen Mieten
des Studentenwerkes liegen deutlich unter denen anderer Anbieter kleiner méblierter
Wohnungen in Potsdam. Vorrang fir die Schaffung von Studierendenwohnheimen hat die
Bereitstellung von Flachen durch das Land Brandenburg.

e) Baugruppen sind Gruppen selbstnutzender Haushalte, die gemeinsame Projekte entwickeln.
Maoglich ist das in verschiedenen Gesellschaftsformen. Das gemeinschaftliche Wohnen ist ein
wichtiges Element mit unterschiedlich starker Auspragung. Das bezahlbare Wohnen steht
auch bei vielen dieser Gruppen im Vordergrund, zudem engagieren sie sich oft auch im
Stadtteil. Familiengerechte Wohnungen im Geschoss sind zudem eine Alternative zum
Einfamilienhaus, im direkten Vergleich mit deutlich weniger Flachenverbrauch.

3 Umgang mit Wohnungsbaugrundstiicken

a) Grundsticke fur Geschosswohnungsbau, soweit diese nicht an die stadtische
Wohnungsgesellschaft (Pro Potsdam) Ubertragen werden, sollen in der Regel auf der
Grundlage von Konzeptverfahren vergeben werden, da die Stadt auch bei der
Flachenvergabe wohnungspolitische Ziele umsetzen will. Diese bestehen vor allem darin,
langfristig bedarfsgerechten Wohnraum fur breite Teile der Bevoélkerung zu schaffen und zu
erhalten. Vorrang haben dabei Bedarfe, die auf dem freien Wohnungs- und
Grundstucksmarkt nicht gedeckt werden.

b) Flachen, die fir Geschosswohnungsbau geeignet sind, werden kuinftig vorrangig fur
geférderten Wohnungsbau (vgl. Punkt 3.1) oder mietpreisgedampften Wohnungsbau (vgl.
Punkt 3.2) mit Belegungsbindung vergeben. Es ist die Mischung verschiedener
Wohnungsbaukategorien (vgl. Punkte 3.1 bis 3.3) auf einem Grundstiick mdglich. Mal3stab
fur die Aufteilung der Flachen ist die baurechtlich mogliche Geschossflache.®

¢) Die Grundsticke fur Geschosswohnungsbau werden entweder Ubertragen, verauliert oder
es werden Erbbaurechte bestellt. Dies richtet sich danach, fur welche Akteure die Flachen
geeignet und von Interesse sind.

Folgende Prufreihenfolge wird hierbei verfolgt:

1. Vorrangig sollen die Grundstiicke an die stadtische Wohnungsgesellschaft ProPotsdam
Ubertragen® werden.

2. Ein Verkauf an Genossenschaften kann erfolgen, wenn die Flachen in raumlicher Nahe zu
anderen genossenschaftlichen Grundstiicken einer Genossenschatft liegen und somit eine
Gesamtentwicklung unterstttzt wird. Analog wird dieser Prufschritt auch fur Flachen in
Nachbarschaft des Studentenwerks angewandt.

3. FuUr Grundstiicke dariiber hinaus werden Erbbaurechte bestellt, z.B. an
Mietwohnorganisationen oder Baugruppen. Sollte im Rahmen eines Konzeptverfahrens
kein Gebot zur Erbbaurechtsbestellung eingehen, wird die Flache erneut fir ein offenes
Konzeptverfahren mit Verkauf ausgeschrieben.”

Begriindete Ausnhahmen sind mdoglich. Dariber wird mittels Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung entschieden.

5 Nachrichtlich werden auch Wohnungen nach einer Standardberechnung bei der Planung und Berichterstattung
dargestellt. Der Ansatz fiir die Standardwohnung in Orientierung am Potsdamer Baulandmodell: Geschossflache Wohnen
nach BauNVO abzuglich 30% Konstruktions-, Verkehrs- und Funktionsflachen) = Wohnflache / 75m2 = Wohnungszahl
6 Hierbei kann es sich fallweise um eine entgeltliche oder unentgeltliche Einlage in das Gesellschaftervermdgen der
ProPotsdam handeln.
7 Hierbei muss geeignet sichergestellt werden, dass die Flachen innerhalb einer angemessenen Frist entsprechend der
Vorgaben genutzt bzw. bebaut werden, sonst kann die Stadt die Ubernahme der Grundstiicke verlangen.
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d) Fir Flachen, auf denen gemischte Nutzungen (sowohl Wohnungsbau als auch andere
Nutzungen wie z.B. Gewerbe, Soziale Infrastruktur) moglich und gewtinscht sind, sind die
Konzeptverfahren entsprechend zu gestalten.

3.1 Geforderter Mietwohnungsbau

a) Fur den geforderten Mietwohnungsneubau sind die jeweils geltenden Regelungen der
Wohnraumférderung des Landes Brandenburg zu beachten.®

b) Voraussetzung dafir sind verfiigbare Férdermittel des Landes Brandenburg und die
Erflllung der jeweiligen Bedingungen aus den Forderrichtlinien. Auch wenn die K&aufer und
Erbbaurechtsnehmer nicht verpflichtet werden kénnen, Fordermittel tatsachlich in Anspruch
zu nehmen, sind die Regelungen der Landesférderung Grundlage des Verfahrens. Daher
muss es zumindest mdglich sein, die entsprechende Forderung zu beantragen.

c) Ein Verkauf der Grundstiicke in dieser Kategorie erfolgt im Rahmen eines
Konzeptverfahrens zum reduzierten Festpreis unter Anwendung der Genehmigungs-
freistellungsverordnung (GenehmFV), insbesondere des 8§ 2 Abs. 3 GenehmFV. Dabei
werden die vorhandenen Reduzierungsmdoglichkeiten ausgeschopft. Fur den Anteil der
Flache®, der mit Bindungen belegt wird, wird ein Abschlag vom Verkehrswert von 40%
gewahrt. FUr den Ubrigen geférderten Wohnungsbau wird ein Abschlag vom Verkehrswert
von 20% gewabhrt (vgl. Modellrechnung im Anhang). Bei einer Erbbaurechtsbestellung richtet
sich der Erbbauzinssatz nach der jeweils geltenden Beschlusslage.'® Bei reduziertem
Erbbauzinssatz nimmt der Zins Bezug auf den vollen Verkehrswert.'!

d) Grundlage ist dabei der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen
ermittelte Verkehrswert.

e) Bewertungskriterien im Konzeptverfahren sind die Uber die Mindestvorgaben der
Landesforderung zu Mietpreis- und Belegungsbindungen hinausgehende Bindungen
(Umfang und Dauer*?) und die Mieten im ungebundenen Teil. Im begriindeten Einzelfall, z.B.
um besondere Wohnbedarfe zu realisieren, kénnen die Bewertungskriterien entsprechend
erganzt werden.

f) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent
und nachvollziehbar beschrieben.

g) Die Bindungen sind im Grundbuch zu sichern. Eine entsprechende Verpflichtungserklarung
des Erwerbers ist im Kauf- bzw. Erbbaurechtsvertrag zu verankern.

8 Derzeit gilltige Regelungen der Landesférderung: mind. 75% der geférderten Wohnungen miissen mietpreis- und
belegungsgebunden sein. Mindestens 50% der Bindungen sind fir Haushalte mit einem Einkommen nach § 22
BbgWoFG) fir eine Eingangsmiete von 5,50 € / m? bereitzustellen. Die Landeshauptstadt Potsdam erhalt ein
Benennungsrecht fiir alle gebundenen Wohnungen.

9 Dabei wird angenommen, dass der Anteil der jeweiligen Wohnflache gleich dem Anteil der Grundstiicksflache ist.

10 Dje geltende Beschlusslage zum Zeitpunkt der Erstellung der Leitlinie bildet der Beschluss 95/0512/1 zu Erbbaurechten
an stadtischen Grundstiicken zur Wohnbebauung, wonach der Erbbauzinssatz firr sozialen Wohnungsbau auf 3-4% des
Verkehrswertes pro Jahr reduziert ist. Die weiterfiihrenden Konditionen zu Vertragslaufzeit, Anpassungsklauseln,
Anpassungszeitraum gelten dartiber hinaus.
11 Bei reduziertem Erbbauzinssatz kann die GenehmFV nicht Anwendung finden, sonst besteht eine doppelte
Subventionierung. Sollte der Verkehrswert nach der GenehmFV herabgesetzt werden, darf umgekehrt der Erbbauzinssatz
nicht reduziert werden.
12 Die konkrete Laufzeit muss im jeweiligen Verfahren vereinbart werden.
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3.2 Preisgedampfter Mietwohnungsbau

a) Mit dem preisgedampften Mietwohnungsbau sollen ohne Wohnungsbauférderung Mieten
oberhalb der Mieten des sozialen Wohnungsbaus, aber unter der tiblichen
Neubaumarktmiete vereinbart werden.

b) Die Vermietung dieser Wohnungen erfolgt mit einer Belegungsbindung fur Haushalte, deren
Einkommen oberhalb der Einkommensgrenzen des BbgWoFG liegen, die aber trotzdem
Schwierigkeiten haben, sich bedarfsgerecht auf dem Wohnungsmarkt in Potsdam mit
bezahlbarem Wohnraum zu versorgen. Das zulassige Hochsteinkommen dieser Haushalte
wird von der Landeshauptstadt Potsdam definiert, ggf. auch in Abstufungen. Es nimmt
Bezug auf das vereinbarte Mietniveau und die sich daraus ergebende Mietbelastung.

¢) Ein Verkauf der Grundstiicke erfolgt im Rahmen eines Konzeptverfahrens zum Festpreis.
Bei Erbbaurechtsbestellung nimmt der Erbbauzins auf den Festpreis Bezug. Der
Erbbauzinssatz richtet sich nach der jeweils geltenden Beschlusslage.*®

d) Der Festpreis ist der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachversténdigen
ermittelte Verkehrswert.

e) Bewertungskriterien im Konzeptverfahren sind die giinstigste Einstiegsmiete und eine
moglichst geringe Mietentwicklung (Mietpreisbindung) sowie die langfristige Sicherung der
Bereitstellung fur die Zielgruppen des preisgedampften Mietwohnungsbaus mit einer
Laufzeit in Anlehnung des sozialen Wohnungsbaus'4. Im begriindeten Einzelfall, z.B. um
besondere Wohnbedarfe zu decken, kdnnen die Bewertungskriterien entsprechend erganzt
werden.

f) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent
und nachvollziehbar beschrieben.

g) Die Bindungen sind im Grundbuch zu sichern. Eine entsprechende Verpflichtungserklarung
des Erwerbers ist im Kaufvertrag zu verankern.

3.3 Wohnungen ohne Mietpreis- oder Belegungsbindungen

a) Diese Konzeptverfahren zielen auf die Errichtung von Wohnraum ohne Mietpreis- und
Belegungsbindungen vorrangig fur Baugruppen ab, die vor allem der Eigentumsbildung mit
anschlielRender Selbstnutzung dient.

b) Fur die Flachen wird im Rahmen eines Konzeptverfahrens ein Erbbaurecht bestellt. Dabei
betragt der Anteil bzw. die Gewichtung der konzeptionellen Kriterien bei der Bewertung der
Angebote 50%. Diese Bewertungskriterien kénnen z.B. das Nutzungskonzept, die Mischung
zwischen Wohnen, Gewerbe oder anderen Nutzungen oder Angebote flir besondere
Zielgruppen sein. Bei der Erbbaurechtsbestellung wird der Erbbauzinssatz in den
Wettbewerb gestellt und betragt an der Wertung 50%. Der Mindest-Erbbauzinssatz richtet
sich nach der jeweils geltenden Beschlusslage?!®. Der Erbbauzinssatz nimmt Bezug auf den
Verkehrswert.

c) Sollte im Rahmen eines Konzeptverfahrens kein Gebot zur Erbbaurechtsbestellung
eingehen, wird die Flache erneut fir ein offenes Konzeptverfahren mit Verkauf

13 Die geltende Beschlusslage zum Zeitpunkt der Erstellung der Leitlinie bildet der Beschluss 95/0512/1 zu Erbbaurechten
an stadtischen Grundstiicken zur Wohnbebauung. Als Erbbauzins wird eine Spanne von 3-4% des Verkehrswertes pro
Jahr fir sozialen Wohnungsbau angesetzt. Die weiterfihrenden Konditionen zu Vertragslaufzeit, Anpassungsklauseln,
Anpassungszeitraum gelten dartber hinaus.
14 Die konkrete Laufzeit muss im jeweiligen Verfahren vereinbart werden, dabei sind Aspekte der Angemessenheit zu
berlcksichtigen.
15 Die geltende Beschlusslage zum Zeitpunkt der Erstellung der Leitlinie bildet der Beschluss 95/0512/1 zu Erbbaurechten
an stadtischen Grundstiicken zur Wohnbebauung. Als Erbbauzins wird eine Spanne von 5-6% des Verkehrswertes pro
Jahr fur freifinanzierten Wohnungsbau angesetzt. Die weiterfihrenden Konditionen zu Vertragslaufzeit,
Anpassungsklauseln, Anpassungszeitraum gelten dariber hinaus.
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ausgeschrieben.1® Hierbei nehmen die konzeptionellen Kriterien bei der Bewertung der
Angebote ebenfalls 50% ein (vgl. Punkt 3.3 b). Mindestens muss jedoch der gutachterlich
ermittelte unbeeinflusste Verkehrswert erreicht werden.

d) Grundlage ist dabei der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen
ermittelte Verkehrswert.

e) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent
und nachvollziehbar beschrieben.

f) Die Einhaltung der zuschlagsrelevanten Kriterien inklusive der Selbstnutzung nach
Fertigstellung ist geeignet zu sichern.

4  Gebietsentwicklung

a) Bei der Neuentwicklung von groReren Gebieten und Stadtteilen (Orientierung: mehr als 500
Wohnungen) wird eine ausgewogene Mischung der einzelnen Wohnungsbaukategorien (vgl.
Punkte 3.1- 3.3) und auch von freifinanziertem Wohnungsbau angestrebt.

b) Dabei soll die Zielquote von mindestens 30% der gesamten neu entstehenden
Wohnbauflache mit Mietpreis- und Belegungsbindungen fiir Zielgruppen der
Wohnraumférderung und mittlere Einkommensgruppen umgesetzt werden.

c) Bei groReren Gebietsentwicklungen werden die unter Punkt 2 genannten Akteure, die sich
besonders eignen, um bezahlbaren und bedarfsgerechten Wohnraum zu schaffen,
entsprechend bei der Flachenvergabe bertcksichtigt.

d) Da bei solchen Gebieten in der Regel die Entwicklung insgesamt langer als zwei Jahre
dauert, soll die Aufteilung im Rahmen der Gesamtentwicklung umgesetzt werden. Zu
beachten ist dabei, dass die unterschiedlichen Wohnungsbaukategorien, in diesem Fall auch
der freifinanzierte Wohnungsbau, mdglichst gleichmafig tber den Entwicklungszeitraum
verteilt werden, um eine gute Mischung zu erreichen.

16 Hierbei muss geeignet sichergestellt werden, dass die Flachen innerhalb einer angemessenen Frist entsprechend der
Vorgaben genutzt bzw. bebaut werden, sonst kann die Stadt die Ubernahme der Grundstiicke verlangen.
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5 Anhang
5.1 Uberblick Kategorien und Verfahren Geschosswohnungsbau, Akteure Wohnungsbau

Ubersicht Akteure und dazugehdrige Verfahren

Akteur Verfahren Kategorie

Ubertragung in das
Gesellschaftsvermdgen, die je nach
Einzelfall entgeltlich oder unentgeltlich
erfolgen kann

Geforderter und
mietpreisgedampfter
Wohnungsbau

ProPotsdam

Konzeptverfahren mit Verkauf zum
Verkehrswert, Reduzierung nach
GenehmFV fur geférderten Wohnungsbau
Verkehrswert wird auf Grundlage eines
Genossenschaften |Verkehrswertgutachtens und der Geférderter und
»verbilligungsmoglichkeiten der GenehmFV mietpreisgedampfter
Studentenwerk fur den geférderten Wohnungsbau Wohnungsbau
vorgegeben

Kriterien Konzeptverfahren vgl. Punkte 3.1 €) /
3.2¢e)

Konzeptverfahren mit
Erbbaurechtsbestellung*
Basiswert wird auf Grundlage eines
Verkehrswertgutachtens vorgegeben,
_ reduzierter Erbbauzins nach geltender )
Mietwohn- Beschlusslage bezieht sich auf vollen Wert — Geforderter und
organisationen | (pej Reduzierung des Verkehrswerts nach mietpreisgedampfter
GenehmFV kann umgekehrt kein reduzierter Wohnungsbau
Erbbauzinssatz angesetzt werden)

Kriterien Konzeptverfahren vgl. Punkte 3.1 e) /
3.2¢e)

Konzeptverfahren mit
Erbbaurechtsbestellung*

Wohnungen ohne
Mietpreis-/
Belegungsbindungen

Baugruppen Anteil Erbbauzins an der Wertung betragt
50%, Mindest-Erbbauzins nach geltender
Beschlusslage

Kriterien Konzeptverfahren vgl. Punkt 3.3 b)

*Sollte im Rahmen eines Konzeptverfahrens kein Gebot zur Erbbaurechtsbestellung eingehen, wird die Flache erneut fur ein offenes
Konzeptverfahren mit Verkauf ausgeschrieben.
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5.2 Auszug und Musterrechnung Genehmigungsfreistellungsverordnung

Verordnung Uber die Genehmigungsfreiheit von Rechtsgeschaften der Gemeinden
(Genehmigungsfreistellungsverordnung - GenehmFV)

vom 4. Oktober 2019 (auf Grund des 8 111 Absatz 3 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg vom 18. Dezember 2007, GVBI. | 286)

§2 Abs. 3

.Die VeraulRerung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen Rechten, die ausschlief3lich der
Wohnraumversorgung von Haushalten dienen, die sich nicht angemessen mit Wohnraum versorgen
kénnen und daher auf Unterstlitzung angewiesen sind und die einen Anspruch auf einen
Wohnberechtigungsschein besitzen, ist auch genehmigungsfrei, wenn der Wert gemaf Abs. 1 Satz
1 Nummer 2 oder Nummer 3 um bis zu 40 Prozent, bei MaRnahmen des Ubrigen geftrderten
Wohnungsbaus um bis zu 20 Prozent, unterschritten wird und der gewéhrte Abschlag von diesem
Wert durch eine Mehrerlésklausel fir mindestens zehn Jahre durch ein Grundpfandrecht gesichert
wird.*

Tabelle 2: Musterrechnung unbebautes Grundstiick / 8 2 Abs. 3 GenehmFV

Dargestellt wird eine mdgliche Umsetzung des aktuellen Férdermodells in Brandenburg. 75% der
geférderten Wohnungen sind gebunden. Im gebundenen Teil entstehen Wohnungen fir WBS-
Haushalte und Wohnungen fiir Haushalte mit einem Einkommen bis zu 20% hdoher als die WBS-
Einkommensgrenze zusammen.

Grundsticksgrof3e: 2.500mz
Angenommener Verkehrswert: 500 €/m?
Voller Verkehrswert: 1.250.000 €

Verkehrswert / Fliche
Art /Bindung Anteile | Reduzierung auf gem. | Preis €/m? in m2 Preis in €
§ 2 Abs. 3 GenehmFV

Geforderter Wohnungsbau,
ohne Bindung (,ubriger 0 o. |des
geforderter Wohnungsbau®, 25% 80% Verkehrswertes 400 625 250.000
GenehmFV)
Gebundener Anteil (WBS) 0 o. |des
Anfangsmiete 5,50 €/m? NK 50% 60% Verkehrswertes 300 1250 375.000
Gebundener Anteil (WBS+20) 0 o. |des
Anfangsmiete 7,00 €/m? NK 25% 60% Verkehrswertes 300 625 187.500
100% 2.500 812.500 €
Im Verhaltnis zum vollen Verkehrswert 65%
sind dies
Durchschnittlicher Preis / m2
Grundstucksflache: 325 €/m?
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.y Xl Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTSDAM Stadtverordnetenversammliung |:| Erd ¢
2y der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 22/SVV/0418
Potsdam [ ] Neue Fassung
X éffentlich
Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE
Betreff: Erganzung Leitlinie Grundsticksverkaufe — Anlage 1

Erstellungsdatum 11.10.2022

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
11.10.2022 SBWL X
12.10.2022 HA X
09.11.2022 SV X
Anderungsvorschlag:
Anlage 1
Erganzung der Leitlinie fur Grundstiicksverkaufe durch die Landeshauptstadt Potsdam
1 Geltungsbereich UNd GruNASALZE ............uuuuiiiiiiiiiiiiiiii e re e e aeeeeeeeeeeeeeees 12
Besondere Akteure auf dem Wohnungsmarkt ..........cccoooioiiiiiiiiiiii s 2
3 Umgang mit WohnungsbaugrundStUCKEN ............c.uuiiiiiiiiiiiii e 3
4 GebietsentWICKIUNG .......cooiiiiiie e a——nrararara——a 6
LG | =1 o T 7

1 Geltungsbereich und Grundsatze

a) Die Erganzung der Leitlinie Grundstlicksverkaufe gilt flir die Erbbaurechtsbestellung sowie
Ubertragung und VerauRerung von Grundstiicken, die sich im Eigentum der Landeshauptstadt
Potsdam befinden und die flir den Geschosswohnungsbau geeignet oder mit Objekten des
Geschosswohnungsbaus bebaut sind. Sie formuliert die Grundregeln flir den Umgang mit
solchen Grundsticken neu. Beim Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von
einem oder mehreren Gebauden mit Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise. Objekte des
Geschosswohnungsbaus sind Wohngebaude mit mehreren abgeschlossenen Wohneinheiten
auf mehr als einer Etage, die von mindestens einem Treppenhaus erschlossen werden. Nicht
unter diesen Begriff und unter diese Erganzung der Leitlinie fir Grundstticksverkaufe fallen
Grundstlicke mit einer GrofRe bis zu 1.000 m2, die nicht an weitere Flachen der Stadt grenzen .
Eine abschlielende Definition der Kriterien wird aus den Zielen fiir die jeweilige Flache und den
sich daraus ergebenen Anforderungen abgeleitet.

b) Grundsatzlich werden stadtische Grundstlicke nicht verauliert. Sie dienen der Deckung von
Flachenbedarfen der 6ffentlichen Daseinsvorsorge. Nur falls Flachen fir die 6ffentliche Daseins-
vorsorge entbehrlich sind, ist eine Ubertragung oder VerduRerung-eder Erbbaurechtsbestellung
moglich. Dabei sind die Bestimmungen der Brandenburger Kommunalverfassung (insbesondere
§ 79 BbgKVerf) und der Genehmigungsfreistellungsverordnung in der jeweils glltigen Fassung
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zu beachten. Zur Vermeidung von Verlusten fir die Landeshauptstadt Potsdam ist darliber
hinaus eine Veraulierung unterhalb des Buchwertes nur in Ausnahmefallen zulassig.

c) Die Verwaltung legt der Stadtverordnetenversammlung regelmanig eine Merkaufsplanung-vor-
strategiesche Planung der Erbbaurechts-

bestellungen, fir die Grundstucke der Landeshauptstadt Potsdam vor, aus der urd die
Zuordnung zu den Segmenten dieser Leitlinie hervorgeht. Angestrebt wird fir diese Planung ein
2-Jahres-Turnus, beginnend 2023/2024. Verkaufe sind grundsatzlich zu vermeiden. Sollen
diese dennoch in Einzelféllen erfolgen, so sind sie zu begriinden, durch strategische
Flachenankaufe im gleichen Umfang zu kompensieren und der Stadtverordneten-
versammlung zur Beschlussfassung vorzulegen.

d) d) Zur Vorlage der jeweils nachsten Planung erfolgt eine Berichterstattung Giber die umgesetzten
und noch laufenden Verfahren.

f) Far alle Wohnungsbaugrundstiicke, die nicht gemafR der Erganzung der Leitlinie
Grundstlicksverkaufe vergeben werden kénnen und fir alle anderen stadtischen Grundstiicke
gilt die bestehende ,Leitlinie Grundstlicksverkaufe* (DS-Nr.11/SVV/0889 in Verbindung mit DS-
Nr. 96/0189) unverandert fort.

g) Fur Treuhandvermdgen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Erganzung der
Leitlinie sinngemafl angewandt, sofern dem die Regelungen des BauGB, insbesondere
diejenigen des § 169 Abs. 5-8 BauGB, nicht entgegenstehen. Die Sanierungs- und
Entwicklungsziele werden im Rahmen der stadtebaulichen Erfordernisse und Zielsetzungen und
der gesicherten Gesamtfinanzierung (ohne Erhéhung des zulassigen Defizits) bestimmt. Bei der
Erarbeitung der Veraulierungsstrategie der einzelnen Sanierungs- und
EntwicklungsTmalRnahmen finden erganzend zum gesetzlichen Zigigkeitsgebot, den
gesetzlichen Vorgaben zur Beriicksichtigung bestimmter Kauferkreise sowie den gesetzlichen
Wertermittlungs- und Finanzierungsvorgaben auch die Mal3gaben dieser neuen Regelungen in
der bestehenden Leitlinie Berlicksichtigung, wenn und soweit hierfur infolge der gesetzlichen
Vorgaben des BauGB und der ImmoWertV noch Spielraum verbleibt. Es ist regelmafig zu
informieren.

2 Besondere Akteure auf dem Wohnungsmarkt

Bestimmte Akteure auf dem Wohnungsmarkt sind besonders geeignet, langfristig bezahlbares und
bedarfsgerechtes Wohnen zu sichern, auch deutlich iber die durch Wohnungsbauférderung erzielten
Bindungsfristen hinaus. An diese Akteure sollen vorrangig Flachen in geeigneten Verfahren vergeben
werden. Die Regelungen im Punkt 1 b) sind dabei jedoch zu beachten.

a) Die ProPotsdam GmbH hat als 100%iges stadtisches Unternehmen eine besondere Rolle auf
dem Wohnungsmarkt. Als Gesellschafterin hat die Stadt umfangreiche Moéglichkeiten, die
Geschaftspolitik der ProPotsdam GmbH zu beeinflussen und so bezahlbares und
bedarfsgerechtes Wohnen zu sichern.

Diese Mdglichkeiten gehen deutlich tber das hinaus, was durch gesetzliche Regelungen oder

Bindungen durch Landesférderung erreicht werden kann. Um die Erflllung der vereinbarten

Ziele auch im Neubau zu sichern, unterstitzt die Stadt die ProPotsdam GmbH.

b) Wohnungsbaugenossenschaften kommt zur Sicherung bezahlbaren Wohnraums eine

zentrale Bedeutung zu. lhre Mitglieder haben entsprechende Selbstverwaltungs- und Mitwirkungsrechte
(Organschaft, Wahl- und Kontrollrechte). Genossenschaftliche Unternehmen verpflichten sich
gegenuber ihren Mitgliedern zu preisstabilen Mieten sowie sicheren Wohnverhaltnissen
(Satzungszweck). Die Gebaude werden langfristig im Bestand gehalten. Ein Verkauf der einzelnen
Hauser oder Wohnungen oder die Umwandlung in Eigentumswohnungen ist praktisch ausgeschlossen.

2
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Sie sind verlassliche und lokal verankerte Partner der Stadt bei der Wohnungspolitik sowie
Quartiersentwicklung.

c.) Mietwohnungsorganisationen , bei denen die Mieter*innen bzw. Nutzer*innen sehr weitreichende
Mitbestimmungsrechte haben, verfolgen eine andere Strategie als andere Immobilienunternehmen.
Dabei hat die langfristige Sicherung des glinstigen Wohnens fir die Mitglieder bzw. Mieter*innen einen
sehr hohen Stellenwert. Das wird durch Satzungen oder vertragliche Regelungen abgesichert.

d. Das Studentenwerk ist als Anstalt des offentlichen Rechts durch den Gesellschaftszweck

verpflichtet, bezahlbares Wohnen fiir Studierende anzubieten. Die durchschnittlichen Mieten des

Studentenwerkes liegen deutlich unter denen anderer Anbieter kleiner mdéblierter Wohnungen in

Potsdam. Vorrang fir die Schaffung von Studierendenwohnheimen hat die Bereitstellung von

Flachen durch das Land Brandenburg.

e) Baugruppen sind Gruppen selbstnutzender Haushalte, die gemeinsame Projekte entwickeln.
Méglich ist das in verschiedenen Gesellschaftsformen. Das gemeinschaftliche Wohnen ist ein
wichtiges Element mit unterschiedlich starker Auspragung. Das bezahlbare Wohnen steht auch
bei vielen dieser Gruppen im Vordergrund, zudem engagieren sie sich oft auch im Stadtteil.
Familiengerechte Wohnungen im Geschoss sind zudem eine Alternative zum Einfamilienhaus,
im direkten Vergleich mit deutlich weniger Flachenverbrauch.

3 Umgang mit Wohnungsbaugrundstiicken

a) Grundsticke fur Geschosswohnungsbau, soweit diese nicht an die stadtische
Wohnungsgesellschaft (Pro Potsdam) Gbertragen werden, sollen in der Regel auf der Grundlage
von Konzeptverfahren vergeben werden, da die Stadt auch bei der Flachenvergabe
wohnungspolitische Ziele umsetzen will. Diese bestehen vor allem darin, langfristig
bedarfsgerechten Wohnraum flr breite Teile der Bevdlkerung zu schaffen und zu erhalten.
Vorrang haben dabei Bedarfe, die auf dem freien Wohnungs- und Grundstiicksmarkt nicht
gedeckt werden.

b) Flachen, die fir Geschosswohnungsbau geeignet sind, werden kiinftig vorrangig fur geférderten
Wohnungsbau (vgl. Punkt 3.1) oder mietpreisgedampften Wohnungsbau (vgl. Punkt 3.2) mit
Belegungsbindung vergeben. Es ist die Mischung verschiedener Wohnungsbaukategorien (vgl.
Punkte 3.1 bis 3.3) auf einem Grundstiick méglich. MaR3stab fir die Aufteilung der Flachen ist die
baurechtlich mdgliche Geschossflache.

c) Die Grundsticke fur Geschosswohnungsbau werden entweder ibertragen veraulRRert oder im es_
werden Erbbaurecht bestellt. Dies richtet sich danach, fur welche Akteure die Flachen geeignet
und von Interesse sind.

Folgende Priifreihenfolge wird hierbei verfolgt:

1. Vorrangig sollen die Grundstlicke an die stadtische Wohnungsgesellschaft ProPotsdam
Ubertragen werden. Eine WeiterverauBerung zuvor stadtischer Grundstiicke wird
ausgeschlossen.

2. Eine Verkauf Vergabe nach Erbbaurecht an Genossenschaften sowie das Studentenwerk
erfolgt in zweiter Prioritat kann erfolgen, wenn die Flachen in rdumlicher Nahe zu anderen
genossenschaftlichen Grundsticken einer Genossenschaft liegen und somit eine Gesamtentwicklung
unterstitzt wird. Analog wird dieser Prifschritt auch fir Flachen in

Nachbarschaft des Studentenwerks angewandt.

3. Fur Grundstlicke darUber hinaus werden ebenfalls Erbbaurechte bestellt, z.B. an
Mietwohnorganisationen oder Baugruppen. Sollte im Rahmen eines Konzeptverfahrens kein Gebot
zur Erbbaurechtsbestellung eingehen, wird die Flache erneut fir ein offenes Konzeptverfahren mit
Verkauf ausgeschrieben.7

d) Fur Flachen, auf denen gemischte Nutzungen (sowohl Wohnungsbau als auch andere Nutzungen
wie z.B. Gewerbe, Soziale Infrastruktur) méglich und gewlinscht sind, sind die Konzeptverfahren
entsprechend zu gestalten.
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3.1 Geforderter Mietwohnungsbau

a) Fur den geférderten Mietwohnungsneubau sind die jeweils geltenden Regelungen der
Wohnraumférderung des Landes Brandenburg zu beachten.

b) Voraussetzung daftir sind verfiigbare Fordermittel des Landes Brandenburg und die
Erflillung der jeweiligen Bedingungen aus den Forderrichtlinien. Auch wenn die Kaufer und
Erbbaurechtsnehmer nicht verpflichtet werden kénnen, Férdermittel tatsachlich in Anspruch
zu nehmen, sind die Regelungen der Landesférderung Grundlage des Verfahrens. Daher
muss es zumindest moglich sein, die entsprechende Foérderung zu beantragen.

~ ei-einer Die Erbbaurechtsbestellung richtet sich
nach der geltenden Beschlusslage zur Hohe des der Erbbauzinssatzes. nach der jeweils geltenden
Beschlusslage. 10 Ein reduzierter Erbbazins ist fiir Genossenschaften, das Studiredenwerk,
sowie Mietwohnorganisationen und Baugruppen, die geférderten Mietwohnungsbau schaffen
moglich. Bei reduziertem Erbbauzinssatz nimmt der Zins Bezug auf den Ertragswert vollen-
Verkehrswert.

d) Grundlage ist dabei der durch einen o&ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen ermittelte
Verkehrswert.

e) Bewertungskriterien im Konzeptverfahren sind die Gber die Mindestvorgaben der Landes-férderung
zu Mietpreis- und Belegungsbindungen hinausgehende Bindungen (Umfang und Dauer ) und die Mieten
im ungebundenen Teil. Im begriindeten Einzelfall, z.B. um besondere Wohnbedarfe zu realisieren,
konnen die Bewertungskriterien entsprechend erganzt werden.

f) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent und
nachvollziehbar beschrieben.

g) Die Bindungen sind im Grundbuch zu sichern. Eine entsprechende Verpflichtungserklarung des
Erwerbers ist im Kauf- bzw. Erbbaurechtsvertrag zu verankern.

3.2 Preisgedampfter Mietwohnungsbau

a) Mit dem preisgedampften Mietwohnungsbau sollen ohne Wohnungsbauférderung Mieten oberhalb
der Mieten des sozialen Wohnungsbaus, aber unter der Gblichen Neubaumarktmiete vereinbart werden.

b) Die Vermietung dieser Wohnungen erfolgt mit einer Belegungsbindung fur Haushalte, deren
Einkommen oberhalb der Einkommensgrenzen des BbgWoFG liegen, die aber trotzdem
Schwierigkeiten haben, sich bedarfsgerecht auf dem Wohnungsmarkt in Potsdam mit bezahlbarem
Wohnraum zu versorgen. Das zulassige Hochsteinkommen dieser Haushalte wird von der
Landeshauptstadt Potsdam definiert, ggf. auch in Abstufungen. Es nimmt Bezug auf das vereinbarte
Mietniveau und die sich daraus ergebende Mietbelastung.

c) D|e Vergabe Em—\#e#kau# der Grundstucke erfolgt im Rahmen eines Konzeptverfahrens zum

e) Bewertungskriterien im Konzeptverfahren sind die glinstigste Einstiegsmiete und eine mdglichst
geringe Mietentwicklung (Mietpreisbindung) sowie die langfristige Sicherung der Bereitstellung fir die
Zielgruppen des preisgedampften Mietwohnungsbaus mit einer Laufzeit in Anlehnung des sozialen
Wohnungsbaus. Im begriindeten Einzelfall, z.B. um besondere Wohnbedarfe zu decken, kdnnen die

4
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Bewertungskriterien entsprechend erganzt werden.
f) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent und
nachvollziehbar beschrieben.

g) Die Bindungen sind im Grundbuch zu sichern. Eine entsprechende Verpflichtungserklarung des-
Erwerbers ist im Erbbauvertrag Kaufvertrag zu verankern.

3.3 Wohnungen ohne Mietpreis- oder Belegungsbindungen
a) Diese Konzeptverfahren zielen auf die Errichtung von Wohnraum ohne Mietpreis- und

Belegungsbindungen vorrangig flr Baugruppen ab, die vor allem der Eigentumsbildung-mit-
anschlielRender Selbstnutzung dient.

b) Fur d|e Flachen W|rd im Rahmen elnes Konzeptverfahrens ein Erbbaurecht bestellt Dabea—betFagt—deF

Erbbauzmssatz rlchtet sich nach der jewells geltenden Beschlusslage. Der Erbbauzmssatz nimmt
Bezug auf den Verkehrswert.

d) Grundlage ist dabei der durch einen 6ffentlich bestellten und vereidigten Sachverstandigen ermittelte
Verkehrswert.

e) Im Konzeptverfahren werden die Bewertungskriterien und deren Gewichtung transparent
und nachvollziehbar beschrieben.

f) Die Einhaltung der zuschlagsrelevanten Kriterien inklusive der Selbstnutzung nach Fertigstellung ist
geeignet zu sichern.

4 Gebietsentwicklung

a) Bei der Neuentwicklung von grofReren Gebieten und Stadtteilen (Orientierung: mehr als 500
Wohnungen) wird eine ausgewogene Mischung der einzelnen Wohnungsbaukategorien (vgl. Punkte
3.1- 3.3) und auch von freifinanziertem Wohnungsbau angestrebt.

b) Dabei soll die Zielquote von mindestens 30% der gesamten neu entstehenden Wohnbauflache mit
Mietpreis- und Belegungsbindungen fir Zielgruppen der
Wohnraumférderung und mittlere Einkommensgruppen umgesetzt werden.

c) Bei gréoReren Gebietsentwicklungen werden die unter Punkt 2 genannten Akteure, die sich besonders
eignen, um bezahlbaren und bedarfsgerechten Wohnraum zu schaffen, entsprechend bei der
Flachenvergabe berticksichtigt.

d) Da bei solchen Gebieten in der Regel die Entwicklung insgesamt langer als zwei Jahre dauert, soll
die Aufteilung im Rahmen der Gesamtentwicklung umgesetzt werden. Zu beachten ist dabei, dass die
unterschiedlichen Wohnungsbaukategorien, in diesem Fall auch der freifinanzierte Wohnungsbau,
moglichst gleichmaRig Uber den Entwicklungszeitraum verteilt werden, um eine gute Mischung zu
erreichen.

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg
Unterschrift
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.y Xl Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTSDAM Stadtverordnetenversammlung |:| Erd ¢
2y der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 22/SVV/0418
Potsdam [ ] Neue Fassung
X] offentlich
Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE
Betreff: Erganzung Leitlinie Grundsticksverkaufe Grundsatze

Erstellungsdatum 11.10.2022

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
11.10.2022 SBWL X
12.10.2022 HA X
09.11.2022 SV

1

Anderungsvorschlag:

Die Grundsatze

Die Leitlinie fiir Grundstiicksverkaufe durch die Landeshauptstadt Potsdam (11/SVV/0889)
ist durch die Erganzung Anlage 2 - Konzeptvergabe anzupassen.

Diese Leitlinie zur Konzeptvergabe ist bei der VeraulRerung von Grundstiicken, die sich im
Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam (LHP) sowie ihrer Gesellschaften mit 100 %
Beteiligung der LHP befinden, anzuwenden. Mit der gewahlten Form der VeraulRerung werden
die Einflussmdglichkeiten der Kommune auf stadtentwicklungspolitische Parameter bestimmt.

Grundsatzlich werden stadtische Grundstlicke nicht veraufiert. Sie dienen der Deckung von
Flachenbedarfen der offentlichen Daseinsvorsorge. Nur falls Flachen fir die 6ffentliche
Daseinsvorsorge entbehrlich sind, ist eine VerduRerung mdglich. Dabei sind die Bestimmungen
der Brandenburger Kommunalverfassung und der Genehmigungsfreistellungsverordnung in der
jeweils glltigen Fassung zu beachten. Zur Vermeidung von Verlusten fir die Landeshauptstadt
Potsdam ist daruber hinaus ein Verkauf unterhalb des Buchwertes nur in Ausnahmeféllen
zulassig.

Die VerauBerung erfolgt im Konzeptverfahren, das
- der langfristigen Sicherstellung von bezahlbarem Wohnraum dient,
- eine nachhaltige und gemeinwohlorientierte Liegenschaftspolitik der LHP zum Ziel hat und

- auf der Grundlage definierter Qualitatskriterien die Umsetzung wesentlicher
stadtentwickungspolitischer Ziele mit sicherstellt.

Unter Konzeptverduferung wird allgemein die Verauf3erung von Grundstucken unter besonderer
oder alleiniger Bericksichtigung der Nutzungskonzepte von Interessent*innen und nur
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10

11

12

13

nachrangiger oder ganzlich ohne Bewertung des Preisangebots verstanden. Sie ist ein
geeignetes Mittel, um Investitionen bedarfsgerecht zu steuern.

Die VerauBerung umfasst sowohl die Eigentumsiibertragung (Verkauf) als auch die
Begriindung grundstiicksgleicher oder dinglicher Rechte (Erbbau).

Grundsticke aus dem Eigentum der LHP koénnen als Sacheinlage in das
Betriebsvermogen der ProPotsdam GmbH eingebracht werden. Die VerdauBerung
bisheriger und kiinftiger Sacheinlagen unterliegt dem Konzeptvergabeverfahren.

Die VerduBerung iiber eine Direktvergabe (Verkauf zum Verkehrswert ohne
Konzeptverfahren) stadtischer Grundstiicke kann nur erfolgen, wenn politische oder
stadtplanerische Gesichtspunkte eine Konzeptvergabe ausschlieRen, insbesondere wenn
die Bieter*innen liber ein Alleinstellungsmerkmal verfiigt oder eine Konzeptvergabe
keinen Erfolg hatte.

Die VerauBerung uber das Bieterverfahren zum Hochstgebot wird nicht angewendet.

Far Treuhandvermoégen der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete wird diese Leitlinie sinngemaf
angewandt. Die Sanierungs- und Entwicklungsziele werden im Rahmen der stadtebaulichen
Erfordernisse und Zielsetzungen und der gesicherten Gesamtfinanzierung (ohne Erhéhung des
zulassigen Defizits) bestimmt. Bei der Erarbeitung der VeraduRerungsstrategie der einzelnen
Sanierungs- und Entwicklungsmallnahmen finden die Malgaben dieser "Anlage 2 -
Konzeptvergabe" in der bestehenden Leitlinie Berlcksichtigung. Es ist regelmalig zu
informieren.

Die Verwaltung legt der Stadtverordnetenversammlung regelmaRig eine Veraulerungsplanung
vor, aus der die geplanten VeraufRerungen der Grundstiicke der Landeshauptstadt Potsdam und
die Zuordnung zu den Segmenten dieser Leitlinie hervorgehen. Angestrebt wird fir diese
Planung ein 1-Jahres-Turnus, beginnend 2021.

Zur Vorlage der jeweils nachsten Planung erfolgt eine Berichterstattung Uber die umgesetzten
und noch laufenden Verfahren.

Die Veraufierungsplanung wird weiterhin das Ergebnis der systematischen Prifung enthalten, ob
ein Erbbaurecht bestellt werden kann. Diese Prufung findet auch fur Flachen in Sanierungs- und
Entwicklungsgebieten statt, mit der Berilcksichtigung, dass hier die Einnahmen aus der
Grundstlcksverauerung zur Umsetzung der Gesamtmalinahme bendtigt werden

Der Anwendungsbereich

Der

Anwendungsbereich dieser Leitlinie zur Konzeptvergabe erstreckt sich auf folgende

Flachennutzungen:

a)

Flachen fiir den Wohnungsbau, soweit diese

- fur den Geschosswohnungsbau geeignet oder mit Mehrfamilienhausern bebaut sind,

- bei einer Uber zwei Grundsticke hinausgehenden Entwicklung von Einfamilien- und
Doppelhaus- und Reihenhausbebauungen nur an Endnutzer verkauft oder im Erbbaurecht

vergeben werden;

Gemischt nutzbare Flachen fir den Wohnungsbau und andere Nutzungen wie z.B. Gewerbe,
Soziale Infrastruktur;

Flachen fiir ausschlieBlich gewerbliche Nutzungen;
Flachen fiir den Gemeinbedarf, insbesondere der sozialen und technischen Daseinsvorsorge

(Bildung, Erziehung, Gesundheit, Kommunikation, verkehrs- und stadttechnische Ver- und
Entsorgung) soweit diese nicht an die stadtischen Gesellschaften tbertragen werden;
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e) Flachen fiir landwirtschaftliche Nutzung;

f) Flachen der strategischen Baulandbereitstellung (INSEK-/STEK-Potenziale Wohnungsbau,
Gewerbe und Infrastruktur) im Vorfeld der konkreten Grundstlicksentwicklung (Bauleitplanung).

Das Konzeptverfahren

Bei Konzeptvergabeverfahren steht die Qualitdt des eingereichten Konzepts im Vordergrund der
Vergabeentscheidung. Zusatzlich, jedoch nachrangig, kann der Preis Berlicksichtigung finden. Ziel des
Verfahrens ist es, flr einen Standort nach MalRgabe ausgewahlter Kriterien das am besten geeignete
Konzept zu finden.

Das nachfolgende dargelegte Verfahren folgt den Grundsatzen der Gleichbehandlung, Transparenz und
Planungssicherheit.

1 Varianten der Konzeptvergabe

Die Varianten der Konzeptvergabe unterscheiden sich in der Gewichtung des Preises innerhalb der
Zuschlags- / Wertungskriterien:

- lIst ein Festpreis (=Verkehrswert) Voraussetzung fiir den Erwerb eines Grundstlicks, dann umfassen
die Qualitatskriterien in Summe 100 Prozent der Zuschlagskriterien. Diese Gewichtung ist zu
empfehlen, wenn insbesondere zivilgesellschaftliche oder soziale Akteure eine Chance zur
Baulandentwicklung erhalten sollen.

- Bei einem Bestgebotsverfahren findet neben den qualitativen Kriterien auch der Preis eine
Berlcksichtigung. Zur Bewertung der Angebote wird bereits mit der Bekanntmachung die
Gewichtung von Konzeptqualitdt und Kaufpreisangebot festgelegt. Die Qualitat des Konzepts wird
anhand aufgabenspezifischer Kriterien bewertet.

Als Gewichtung wird bestimmt, Abweichungen davon sind zu begriinden:
Konzept 70% (mind. 50%) Kaufpreis 30% (max. 50%)

Als Mindestangebot fur den Kaufpreis ist der aktuell ermittelte Verkehrswert bindend abzugeben.
Darlber hinausgehende Preisangebote gehen mit maximal 30 Prozent in die Bewertung ein. Das
Bestgebot erhalt die volle Punktzahl. Alle weiteren Gebote werden prozentual zum Bestgebot
gewertet.

Soll das Grundstiick unterhalb des Marktwertes vergeben werden, so muss sich bereits aus den Kriterien
der Konzeptvergabe ergeben, dass die zu erbringende Dienstleistung, namlich die Realisierung z.B.
eines sozialen Wohnungsbaus, von allgemeinem offentlichen Interesse ist und daher eine
Kaufpreisdampfung rechtfertigt.

Zur Erzielung der bestmdglichen Qualitat ist es zweckdienlich, im Rahmen der Grundstlcksvergabe
einen Planungswettbewerb gemafl der Richtlinie fir Planungswettbewerbe (RPW) 2013 durchzufihren.
Die Kommune ist bei dieser Verfahrensvariante Ausloberin des Planungswettbewerbs. Die Bieter
(Investoren) reichen ihr Konzept und ihr Kaufpreisangebot anonym (Zwei-Umschlagverfahren) ein.

Die Erarbeitung der Konzepte erfolgt in der Regel je nach Aufgabenschwerpunkt durch Architekten,
Stadtplaner und / oder Landschaftsarchitekten. Es handelt sich hierbei um eine vergutungspflichtige
Leistung, die nach der Honorarordnung fur Architekten und Ingenieure (HOAI 2013) zu entgelten ist.

2 Kriterien der Konzeptqualitat

Zur Bewertung der Konzepte werden in der Regel Qualitatskriterien fiir die Bereiche
- Wohnungspolitik,

- Stadtebau / Quartier,

- Funktion / Architektur und
- Energie / Okologie | Verkehr
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formuliert. Sie werden in Abhédngigkeit von der Aufgabenstellung jeweils unterschiedlich
gewichtet.

2.1

2.2

2.3

Kriterium Wohnungspolitik

Zusatzliche Wohnraumfoérderung (héhere Quote geférderter Wohnungen, langere Bindungen als
aktuelle Forderkulissen, Hohe der Miete)

Preisgedampfter (Miet-)Wohnungsbau (Mietpreisbindungen, Begrenzung der Umwandlung von
Miete in Eigentum, Begrenzung der Mietanpassung und Wiedervermietungsmiete)

Zielgruppen / Organisationen (Student*innen, Auszubildende, Senior*innen, Frauen, Menschen
mit Behinderungen, anerkannte Flichtlinge und Asylsuchende, Wohnungslose, Baugemeinschaften
[Eigentum], Genossenschaften)

Gemeinschaftsorientierung  (integrative = Wohnformen,  generationsgerechtes  Wohnen,
Wohngruppenmodelle)

Stadtebau / Quartier

Verfahren zur Qualitatssicherung (Gutachterverfahren, Wettbewerb, Einhaltung von vorlaufenden
Qualifizierungsverfahren)

Stadtebauliche Qualitdt und Freiraumqualitat (Umgang und Berlcksichtigung angrenzender
Bestandsgebaude / Planungen, Einfiigen in das stadtebauliche Umfeld, Qualitat der Erschlieung
und Anordnung / Unterbringung der Stellplatze, Qualitat der Freiraumplanung, inklusive sicherer und
vielfaltig aneignungsfahiger Wohnumfelder)

Ressourcenschutz / sparsamer Flachenverbrauch / hohe stadtebauliche Dichte

Integration in das Quartier (Wohnumfeldverbesserungen, nachbarschaftswirksame /
stadtteilbezogene MalRnahmen wie die Bereitstellung von Raumlichkeiten flr Blrger*innenhauser,
Bereitstellen von Infrastrukturen, Nutzungsmischung)

Soziales Konzept (gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe, Einbindung in das Umfeld,
Infrastrukturangebote, Integrationsleistungen, erganzende Gemeinschafts- und
Beteiligungsangebote)

Gemeinwohlorientierung

Funktion/ Architektur:

Nutzungsvielfalt (Grundrissvariabilitat, Spektrum an Wohnungsgrolien, Gemeinschaftsbereiche,
Abstellflachen, Barrierefreiheit, Freiraumbezug, Spielflachen. Nutzungsmischung / Wohnformen)

Architektur und Gestaltungsqualitat (Architektur und Haustyp, Fassadengestaltung, Individualitat
der Gestaltung, Auflenwirkung und Identifikationspotenzial, Einhaltung Vorgaben Denkmalschutz,
Umgang mit Um- / Nachnutzung von bestehenden Geb&uden)

2.4 Okologie / Mobilitat / Verkehr

Mobilitatskonzept (zum Beispiel Vergabe von Gutachten, Gemeinschaftliche Mobilitdtsangebote)
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- Energieeinsparung (erhdhte Energieeffizienz von Gebauden, Anwendung neuer Technologien)
- Energieversorgung (Prifung Fernwarmeanschluss durch Abwasserwarme / erneuerbare Energien)

- Klimaanpassung (Bericksichtigung kleinklimatischer  Auswirkungen, Frischluftschneisen,
Starkregenvorsorge, Begriinung, sommerliche Verschattung, Erhalt von Grinflachen und
Nutzbarkeit von Freiflachen)

- Okologisches Bauen (Baustoffrecycling, Giitesiegel / Zertifizierung, Baustoffe aus
nachwachsenden Rohstoffen).

3 Vergabegremium

Zur qualitativen Bewertung der eingereichten Konzepte wird ein Vergabegremium zusammengestellt und
berufen. Fir jedes Konzeptverfahren wird das Gremium projektbezogen neu zusammengestellt und
berufen.

Das Vergabegremium darf nur aus natlrlichen Personen bestehen, die von den Bieter‘innen des
Konzeptvergabeverfahrens unabhangig sind.

Zur Sicherstellung der Beschlussfahigkeit wird eine ausreichende Anzahl von Stellvertretern berufen.

Das Vergabegremium setzt sich aus politischen und nutzer*innenbezogenen Mitgliedern sowie aus
Mitgliedern, die Uber die fachbezogene Expertise verfligen (im Weiteren als sachbezogene Mitglieder
bezeichnet) zusammen. Letztere sollen mit den Konzeptvergabekriterien und den 6értlichen Verhaltnissen
besonders vertraut sein.

politische und nutzer*innenbezogene Mitglieder:

- Vertreter*innen der Politik (Fachausschuss bzw. Entsandte aus den Fraktionen der
Stadtverordnetenversammlung, Beirate der LHP)

- vorhabenbezogene Vertreterinnen und Nutzer*innen der Zivilgesellschaft, unter
angemessener Beteiligung unterschiedlicher Lebensrealitaten

sachbezogene Mitglieder:

- Vertreter*innen der  beteiligten Fachverwaltungen (gdf. Planungsbeigeordneter,
Fachbereichsleitung, Bereichsleitung)

- 3 unabhiangige Fachleute, die als Stadtplaner*innen und / oder Architekt*innen zu Stadtebau /
Quartier sowie Funktion / Architektur beraten, die in den Verzeichnissen der Brandenburgischen
Architektenkammer als Fachpreisrichter*innen gefihrt werden oder die Qualifikation als
Fachpreisrichter*innen in Planungswettbewerben besitzen

- ggf. Fachleute fir innovative Wohnprojekte / Okologie / Energie / Verkehr / Kreativwirtschaft

Da die GrundstiicksverauBerung eine stadtentwicklungs- und bodenpolitische Entscheidung ist,
setzt sich das Vergabegremium in der Mehrzahl aus den politischen und nutzerbezogenen
Mitgliedern zusammen. Die Zahl der Mitglieder des Vergabegremiums ist ungerade.

Die Mitglieder des Vergabegremiums werden bereits in der Bekanntmachung zur Konzeptvergabe
genannt.

Konzeptvergabe in Verbindung mit einem Planungswettbewerb nach RPW 2013
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Bei einer Konzeptvergabe in Verbindung mit der Durchflihrung eines Planungswettbewerbs, ist die
Zusammensetzung des Preisgerichts gemal der Richtlinie flir Planungswettbewerbe - RPW 2013
geregelt.

In der sich an den Planungswettbewerb anschlieBenden Vergabeentscheidung ersetzt die
Preisgerichtsentscheidung mit ihren Empfehlungen im Vergabegremium die Stimmen der Vertreter*innen
der beteiligten Fachverwaltungen und die Fachleute. Das Vergabegremium wertet nur noch den Preis
und die Preisgerichtsentscheidung.

4 Ablauf des Vergabeverfahrens

Die Ausschreibung der Grundstiicke im Rahmen der Konzeptvergabe findet in der Regel Uber einen
Zeitraum von drei bis sechs Monaten statt und erfolgt in mehreren Schritten.

4.1 Vorbereitung

Die Verwaltung legt der Stadtverordnetenversammlung regelmafig eine VerauRerungsplanung vor, aus
der die geplanten VeraulRerungen der Grundstliicke der LHP und die Zuordnung zu den Segmenten
dieser Leitlinie hervorgehen. Angestrebt wird fir diese Planung ein 1-Jahres-Turnus, beginnend 2021.

Uber die VerauRerung einer Liegenschaft entscheidet die Stadtverordnetenversammlung. Sie bestimmt
- das Verfahren der Konzeptvergabe (Festpreis oder Bestgebotsverfahren),
- die standortbezogenen Vergabekriterien und deren Wichtung und

- beruft die Mitglieder des Vergabegremiums.

Vor dem offiziellen Start ist es notwendig, den Marktwert der betroffenen Grundstliicke durch ein
Sachverstandigengutachten zu ermitteln. Dieser Wert bildet bei einer Konzeptvergabe ohne
Kaufpreisangebot den Festpreis, bei einer Konzeptvergabe mit Kaufpreisangebot den Mindestpreis ab.

4.2 Bekanntmachung

Das Verfahren startet mit der offentlichen Bekanntmachung der Ausschreibung im Amtsblatt der LHP, in
mindestens einer regionalen und einer bundesweiten Tageszeitung, auf der Homepage der LHP sowie
auf einschlagigen Immobilienportalen.

Die im Vorfeld verfahrensbezogen definierten Qualitatskriterien werden mit Festlegung ihrer jeweiligen
Gewichtung in der Bekanntmachung verdffentlicht. Zum Verfahren zugelassen alle werden, die die
formulierten Zulassungskriterien (Ausschlusskriterien) ohne Ausnahme erfillen.

Die Angebote, die frist- und formgerecht eingereicht wurden, werden auf Grundlage der
Bewertungsmatrix durch die Verwaltung oder ein Betreuungsbliro vorgeprift und durch das
Vergabegremium bewertet.

4.3 Informations- und Auftaktveranstaltung, Kolloquium

Innerhalb der bis zu dreimonatigen Bewerbungsfrist werden in einer Auftaktveranstaltung Fragen zur zu
vergebenden Liegenschaft und zu den Kriterien erortert. Die Ausschreibungsunterlagen werden
vorgestellt. Es konnen Fragen zum Kriterienkatalog geklart werden. Die Ergebnisse werden protokolliert
und werden Bestandteil der Ausschreibungsunterlage.

4.4  Auswahlgesprache / Sitzung des Vergabegremiums

Die Bieter haben Gelegenheit, ihr Konzept dem Vergabegremium vorzustellen. Das Vergabegremium
entscheidet nach den in der Bekanntmachung festgelegten Wertungskriterien. Um dem Vergabegremium
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eine sachgerechte Bewertung der einzelnen Konzepte zu ermdglichen, erfolgt im Vorfeld eine
vergleichende Vorprifung aller Konzepte.

Die Einreichung der Konzeptvorschlage erfolgt anonym. Nach der Entscheidung werden die Bieter
unmittelbar informiert. Das Vergabegremium kann eine Entscheidung mit der Aufforderung zur
Nachbesserung einzelner Bestandteile des Konzepts (unter Beachtung der Kriterien) formulieren. Daflr
wird eine angemessene Frist festgelegt.

Bei der Durchfiihrung eines Wettbewerbs gemat RPW 2013 wird das Verfahren als anonymer, offener
oder nichtoffener Planungswettbewerb oder als kooperatives Verfahren durchgefiihrt. Ein unabhangiges
Preisgericht fallt seine Entscheidung in nichtéffentlicher Sitzung. Bei einem Zwei-Umschlagverfahren
werden im ersten Schritt die eingereichten Konzepte bewertet. Im zweiten Schritt erfolgt die Wertung der
Kaufpreisangebote.

4.5 Bekanntgabe der Entscheidung

Die Entscheidungen werden ausfiihrlich dokumentiert. Die Bieter erhalten jeweils eine begrindete
Information nach Verfahrensschluss. Es ist sicherzustellen, dass das Verfahren transparent und
nachvollziehbar erfolgt.

Die abschlielRende Entscheidung obliegt der Beschlussfassung durch die Stadtverordnetenversammiung
der LHP.

4.6 Abschluss des Konzeptvergabeverfahrens

Nach Durchfihrung der Ausschreibung wird das Grundstick dem erfolgreichen Bieter / der
Bietergemeinschaft anhand gegeben, damit diese(r) fir die Kaufentscheidung wesentliche Fragen
hinsichtlich der Finanzierung und der im Angebot dargestellten Qualitaten in weiteren Arbeitsschritten
klart.

Die Anhandgabe erfolgt je nach Komplexitat der Aufgabe fir einen Zeitraum zwischen 1 bis max. 2
Jahren, in dem das Grundstlick der Stadt keinem anderen Interessenten angeboten wird. Fir die Zeit der
Anhandgabe werden "Meilensteine" vereinbart, um die im Angebot dargestellten Qualitaten zu
realisieren. Werden wesentliche Bestandteile der Bewerbung verandert, kann der Grundstlicksverkaufer
seine Zustimmung zur Vergabe zurtickziehen.

Mit dem Erwerb des Grundstilicks sind formale Vorgaben zu erflillen (z.B. aktuell glltige energetische,
planungs-, und bauordnungsrechtliche Vorgaben). Dariber hinaus werden die vom Bieter erflllten
Angebotsbedingungen Bestandteil des spateren Kaufvertrags und je nach Eignung durch Eintragung im
Grundbuch dinglich gesichert.

Hierzu zahlen zum Beispiel die Anerkennung definierter stadtebaulicher Vorgaben, spatere
Nutzungskonzepte, eine Bauverpflichtung zu einem definierten Zeitpunkt und auch soweit
VeraulRerungsbedingung, die Errichtung der jeweils festgelegten Quote geférderten Wohnungsbaus.

Erfolgt der Grundstlcksverkauf zu einem Preis unterhalb des Marktwerts, so mussen zuséatzliche
beihilferechtliche Voraussetzungen eingehalten werden. In diesem Fall ist z.B. eine Betrauung mit einer
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse notwendig.

Der endgtiltige Verkauf (oder die Verpachtung) erfolgt nach Ablauf der Anhandgabefrist. Der Kauf
(oder Pacht-) vertrag wird aufgesetzt und die notarielle

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg

Unterschrift
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POTSDAM Stadtverordnetenversammlung

\ @ V] der
LLandeshauptstadt

Potsdam

Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE

TOP 4.3

Xl Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
[ ] Ergdnzungsantrag 22/S\VV/0418
[] Neue Fassung

X éffentlich

Betreff: Erganzung Leitlinie Grundsticksverkaufe - Praambel

Erstellungsdatum 11.10.2022

Eingang 502:

Beratungsfolge:

Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
11.10.2022 SBWL X
12.10.2022 HA X
09.11.2022 SV X

Anderungsvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieen:

In der Erganzung der Leitlinie Grundstiicksvergabe wird folgender Punkt 1 neu eingeflgt:

,1. Praambel

Ziele der Potsdamer Boden — und Liegenschaftspolitik sind Nachhaltigkeit und
Gemeinwohlorientierung. Sie haben unter anderem zum Zweck:

o langfristig bezahlbaren Wohnraum flr breite Kreise der Potsdamer Bevolkerung zu schaffen

¢ bestimmte Zielgruppen und Organisationsformen, zum Beispiel Student*innen,
Auszubildende, Senior*innen, Frauen, Menschen mit Behinderungen, Menschen mit
geringem Einkommen, anerkannte Flichtlinge und Asylsuchende, Wohnungslose,
Baugemeinschaften, Genossenschaften zu unterstlitzen

e den nachhaltigen Wohnungsbau und Quartiersentwicklung, zum Beispiel Energiekonzepte,
Klimaanpassung, Grundrissvielfalt, altengerechtes Wohnen, Unterstlitzung von innovativen
Mobilitatskonzepten zu férdern

e die soziale Mischung zu starken
¢ Siedlungs- und Quartiersbelange, die Uber die reine Wohnnutzung hinausgehen, zu

bertcksichtigen

e gestalterische und baukulturelle Qualitat im Wohnungsbau zu starken, z.B. durch
Grundrissvielfalt, altersgerechtes Wohnen und im Umgang mit Freiflachen

¢ Die Kooperation mit Akteuren am Wohnungsmarkt, die sich den Gemeinwohlzielen der
Kommunen verpflichtet fihlen, auszubauen.
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Grundsatz ist es daher, 6ffentlichen Boden in offentlicher Hand zu halten und diesen Bestand zu
mehren. Aus diesem Grund ist die Vergabe von Grundstiicken zuklinftig vornehmlich im Rahmen
von Erbbaupacht durch Konzeptvergabeverfahren zu realisieren. Grundstiicksveraufierungen
(Verkauf) sollen eine Ausnahme darstellen.

Dieser Grundsatz gilt flir die gesamte Leitlinie Grundstiicksvergabe.*

Begrindung:

In ihrer bisherigen Fassung fehlt der Ergdnzung Leitlinie Grundstiicksvergabe eine Orientierung
an dem grundlegenden Ziel der Bestandssicherung kommunaler Boden — und
Liegenschaftsbestande. Ein Verkauf dieser Flachen soll nur als nachrangige Option genutzt
werden, die Vergabe in Erbbaupacht nach Konzeptverfahren zum Regelfall werden. Dies sichert
der Landeshauptstadt Potsdam langfristig die Moglichkeit einer sozialen und 6kologisch
nachhaltigen Entwicklungspolitik. Mit Erganzung dieser Praambel, die Eingang in die
Gesamtleitlinie finden muss, wird diesen politischen Zielen Rechnung getragen.

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg

Unterschrift
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.y [ ] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTSDAM Stadtverordnetenversammlung |X| Erd ¢
2y der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 22/SVV/0418
Potsdam [ ] Neue Fassung
X éffentlich
Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE
Betreff: Erganzung Leitlinie Grundsticksverkaufe — Anlage 2

Erstellungsdatum 11.10.2022

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
11.10.2022 SBWL X
12.10.2022 HA X
09.11.2022 SV

Erganzungsvorschlag:

In der Erganzung der Leitlinie Grundstiicksvergabe soll die Anlage 2 Konzeptvergabe neu
eingefligt werden.

Begriindung:

In ihrer bisherigen Fassung fehlt der Ergdnzung Leitlinie Grundstiicksvergabe einen musterhaften
Verfahrensvorschlag zur Durchfliihrung der Konzeptvergabe im Rahmen der wettbewerblichen
Verfahren nach der Qualitédt des von den Bewerber:innen geforderten Konzeptes. Die
Konzeptqualitat ist wesentlich fur die Kommune, um die Umsetzung wohnungspolitischer, sozial-
und umweltpolitischer Ziele sowie eine qualitatsvolle Stadtentwicklung bei der
Grundstlicksvergabe zu garantieren. Die Kriterien stellt die Kommune nach ihren Zielen auf und
gewichtet diese.

gez. Dr. Sigrid Muller, Stefan Wollenberg

Unterschrift
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 22/SVVI0737
offentlich
Betreff:

Energiekrise nicht zur sozialen Krise werden lassen — Blrger:innen entlasten!

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum: 23.08.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

07.09.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlieRen: Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt
den Oberblrgermeister:

mit der Einrichtung eines Hartefallfonds zur Ubernahme von Strom- und
Heizkostennachforderungen. Die Ausgestaltung des Hartefallfonds ist der
Stadtverordnetenversammlung  schnellstmdglich  zur Beratung und Beschlussfassung
zuzuleiten.

gegenlber der EWP eine Aussetzung von Strom- und Gassperren zu erwirken. Zudem sind alle
Raumungen auf Grund von Mietrickstdnden bei der Pro Potsdam auszusetzen. Allen
Verbraucher:iinnen und Mieter:iinnen soll per Informationsschreiben die Mdoglichkeit von
Stundungen und Ratenzahlungen angeboten werden.

mit der regemafigen Durchfiihrung von Beratungen zur Energieversorgung in allen Stadtteilen
Potsdams. Diese sollen in Kooperation mit der Verbraucherzentrale, sowie den Sozialtragern
erfolgen und neben Deutsch auch in Englisch, Arabisch, Ukrainisch und ggf. anderen Sprachen
angeboten werden.

ggl. dem Bund und dem Land fir die Deckelung von Gaspreisen einzutreten, sowie die
Unterstlitzung von Stadtwerken und kommunalen Energieversorgern einzufordern. Darlber
hinaus soll der Oberblrgermeister sich Uber die kommunalen Spitzenverbande und das Land
Brandenburg beim Bund flr eine Erhéhung der Regelsatze im SGB Il und Xll sowie flr die
Anpassung des Bafég und weiterer sozialer Leistungen an die Preissteigerungen einsetzen.

mit der Erarbeitung einer Strategie zum Umgang mit den steigenden Betriebskosten fir
stadtische Einrichtungen. Ziel ist es die Betriebskostensteigerungen abzufedern, ohne die
Kosten auf die Bdirgerinnen umzulegen (z.B. durch steigende Eintrittspreise und
Mitgliedsbeitrage).

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Die durch den Krieg in der Ukraine beférderte Energiekrise droht im Herbst zu einer sozialen Krise in
Deutschland zu werden. Insbesondere fir Haushalte mit mittleren und geringen Einkommen stellen
die Preissteigerungen eine massive, nicht zu stemmende Belastung dar. Auch wenn es Aufgabe des
Bundes ist Regelsatze anzupassen, muss die Landeshauptstadt Potsdam im Winter ihrer sozialen
Verantwortung nachkommen und verhindern, dass Menschen im Kalten und Dunkeln sitzen.

Zu diesem Zweck fordert die Stadtverordnetenversammlung den Oberbilrgermeister auf gegeniber
dem Bund finanzielle Entlastungen zu erwirken und gleichzeitig mit der EWP nach Md&glichkeiten zur
Abfederung der sozialen Krise zu ergreifen. Dazu zahlt insbesondere die Verhinderung von Strom-
und Gassperren, sowie die Ausweitung und Verzahnung von Beratungs- und
Unterstutzungsangeboten.
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TOP 4.4

S Landeshauptstadt
Landeshauptstadt Potsdam POTSDAM Y
Geschéftsbereich vh‘ Potsdam
Ordnung, Sicherheit, Soziales und Gesundheit Der Oberbiirgermeister

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 07.09.2022

Titel des Antrages:

Energiekrise nicht zur sozialen Krise werden lassen — Blrger:innen entlasten!

Drucksache Nr.:  22/SVV/0737 | TOP: 073

Stellungnahme der Verwaltung

‘ 1. Rechtliche Einschatzung

Heizkosten sind als Betriebskosten Teil der Wohnnebenkosten und werden bei Feststellung eines
Leistungsanspruchs im Rahmen der Kosten der Unterkunft durch Leistungen des SGB Il und SGB Xl
Ubernommen. Dies betrifft auch etwaige Betriebskostennachzahlungen. In letzter Instanz werden Rickstande
bei den Betriebskosten bei Zahlungsunfahigkeit der mietenden Person auf das Mieterkonto umgelegt, gelten
somit als Schulden und kdnnen bei Kiindigung nach einer Prufung durch die AG 3911 durch Darlehen geméan
§22 Absatz 8 SGB Il und 8§36 SGB tibernommen werden. Durch dieselben §§ bestehen ebenfalls
weitreichende Moglichkeiten zur Ubernahme von Stromschulden, sodass Sperrungen vermieden werden
kénnen.

‘ 2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Die entsprechenden Haushaltsansétze zu dieser Pflichtleistung bestehen bereits, die
Entwicklung der Anzahl der Falle und des Volumens der Darlehen wird laufend beobachtet.
Es bedarf gegebenenfalls zusatzlichen Personals zur Bearbeitung einer steigenden
Fallzahl.

‘ 3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Keine Fristsetzung im Antrag erkennbar.
Die oben genannten Hilfsleistungen sind antragspflichtig, nach Prifung des vollstéandigen
Antrags ergeht zeitnahe die Entscheidung.

4. Inhaltliche Einordnung

Es bestehen bereits weitreichende Handlungsméglichkeiten zur Ubernahme von Strom- und Heizkostennachforderungen.
Nicht bedirftige Personen im Sinne des SGB Il oder XlI sind grundsétzlich angehalten private
Ratenzahlungsvereinbarungen abzuschlieRen, kénnen jedoch bei finanziellen Engpéassen nach SGB XIlI einen Antrag auf
darlehensweise Ubernahme von Heizkosten- und Stromschulden bei der Arbeitsgruppe Wohnungsnotfallhilfe stellen.
Energieberatung ist Teil des Leistungsumfangs der Hilfen nach 867 SGB XlIl und wird als Teil der geférderten
Wohnbegleitung fir Migrant*innen ebenfalls in den geforderten Sprachen durchgefiihrt. Die Verbraucherzentrale hat bereits
eine Energieberatung am Standort Potsdam.

Die ProPotsdam geht bereits auf alle Personen mit Mietrlickstanden zu, schlief3t selbststandig Ratenzahlugsvereinbarungen
ab und informiert bei Zahlungsunfahigkeit und Kiindigungen ber die Hilfeangebote der Stadt.

Datum/Unterschrift
Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen
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.y [ ] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
‘p—()T S m Stadtverordnetenversammliung |:| E
(& der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 22/SVWV/0737
Potsdam X] Neue Fassung
X éffentlich

Einreicher: Sozial.DIE LINKE.Potsdam

Betreff: Energiekrise nicht zur sozialen Krise werden lassen — Birger:innen entlasten
Erstellungsdatum 22.11.2022
Eingang 502:

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

23.11.2022 FA X

29.11.2022 GSWI X

07.12.2022 SV X

Anderungs-/Erginzungsvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Oberblrgermeister:

mit der Einrichtung eines Budgets fur besondere Hartefélle. Die Inanspruchnahme dieser
Mittel erfolgt auf Empfehlung des Oberblrgermeisters in Abhangigkeit der weiteren
Entwicklung der Energiekrise. Das Budget kann z.B. auch genutzt werden, um den
Zeitraum zwischen Zahlungsaufforderung und Zahlungseingang zu Uberbrucken.

gegenuber der EWP  einzufordern, dass allen  Verbraucheriinnen  per
Informationsschreiben  Moglichkeiten der Vereinbarung von Stundungen und
Ratenzahlungen angeboten werden.

mit der regemalligen, flachendeckenden Durchfihrung von Beratungen zu
Energiekostensteigerungen. Diese sollen in Kooperation mit der Verbraucherzentrale,
dem Mieterbund, den Stadtteilhdusern, sowie den Sozialtrdgern erfolgen. Die Verwaltung
wird beauftragt, zum Abbau von Sprachbarrieren auch nach Mdaglichkeiten der
Durchfihrung von Beratungsangeboten in Englisch, Arabisch, Ukrainisch und gdf.
anderen Sprachen zu suchen.
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Begrindung:

Die durch den Krieg in der Ukraine beforderte Energiekrise droht im Herbst zu einer sozialen Krise in
Deutschland zu werden. Insbesondere fir Haushalte mit mittleren und geringen Einkommen stellen die
Preissteigerungen eine massive, nicht zu stemmende Belastung dar. Auch wenn es Aufgabe des
Bundes ist Regelsatze anzupassen, muss die Landeshauptstadt Potsdam im Winter ihrer sozialen
Verantwortung nachkommen und verhindern, dass Menschen im Kalten und Dunkeln sitzen.

Zu diesem Zweck fordert die Stadtverordnetenversammlung den Oberblrgermeister auf
gegenlber dem Bund finanzielle Entlastungen zu erwirken und gleichzeitig mit der EWP nach
Mdglichkeiten zur Abfederung der sozialen Krise zu ergreifen. Dazu zahlt u.a. die Ausweitung und
Verzahnung von Beratungs- und Unterstitzungsangeboten.

gez. Dr. Sigrid Muller, Stefan Wollenberg
Unterschrift
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 22/SVV/0820
offentlich
Betreff:

Strategische Steuerung durch SMARTe Ziele

Einreicher: Fraktion Blindnis 90/Die Griinen Erstellungsdatum: 20.09.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

05.10.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Verankerung von qualitativen Zielen in der
Haushaltsplanung und dem Berichtssystem der Landeshauptstadt in die Wege zu leiten. Zukinftig soll
kriterienorientierte Zielerfillung als Steuerungsinstrument (Budgeting-Ansatz) wirksam werden.

Dazu sollen in einem ersten Schritt modellhaft zwei Ziele ausgewahlt werden.

1. die Auswirkung auf die Klima Bilanz;
2. die Auswirkung auf die Gleichstellungsorientierung.

Far den Haushalts- und Berichts-Zeitraum 2023/24 sollen Leuchtturm-Projekte von den Fachbereichen

benannt werden, die modellhaft beide Ziele in ihre Berichtsmatrix aufnehmen wollen.

e Die Ziele in den Berichten zum Haushalt sollen SMARTe Ziele sein (spezifisch, messbar,
akzeptiert, realistisch und terminiert).

e Sie sollen in dem Berichtswesen des Haushaltes standardmafig darstellbar sein.

e Die einzelnen Positionen der Kostenstellen, bzw. die im Haushalt verankerten MaRnahmen- und
Projektbudgets sollen im Hinblick auf ihre Wirksamkeit auf die 0.a. Ziele bewertbar sein.

gez. Saskia Hueneke / Gert Zoller
Fraktionsvorsitzende/r

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung

Bei der vergangenen Haushaltsaufstellung wurden erstmals in einem umfassenden Prozess
zusatzlich zu den haushélterischen und kommunalen Grundsatz-Voraussetzungen weitere qualitative
Ziele ermittelt.

Der Prozess verlief dabei von unten nach oben. Ausgehend von den operationalen Teams zu den
Fachbereichen und ihren Leitungen und schlieBlich zur Geschaftsstelle Haushalt wurden verbindliche
Ziele ermittelt und in Form einer Praambel im Haushalt festgehalten.

Diese Ziele dienten als LeitgroRen der Verwaltung, bei der dann folgenden Aufstellung der Eckwerte
aus den Bedarfen der einzelnen Abteilungen.

Nun sollten die Ziele in einem weiteren Schritt als nachlaufende Kontrolle und als vorlaufende
strategische Steuerung verankert werden.

Um den Prozess nicht zu Uberfordern und erste Erfahrungen mit einem solchen strategischen
Steuerungsinstrument zu machen und dann die Erkenntnisse nutzen zu kénnen, soll die Einfihrung
schrittweise erfolgen. Der erste Schritt soll der Verwaltung und den einzelnen Teams und Abteilungen
die Moglichkeit geben, den Ansatz dort auszuprobieren, wo bereits Interesse und Vorkenntnisse
bestehen.
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TOP 4.5

POT & andeshauptstadt
Landeshauptstadt Potsdam POTSD M P
Geschéaftsbereich vh‘ Potsdam
Finanzen, Investition und Controlling Der Oberbirgermeister

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am:

Titel des Antrages:
Strategische Steuerung durch SMARTe Ziele

Drucksache Nr.:  22/SVV/0820 | TOP: 922

Stellungnahme der Verwaltung

‘ 1. Rechtliche Einschatzung

Rechtlich ist der Beschlussantrag zulassig.

Es handelt sich um eine zusatzliche Aufgabe (eine freiwillige Aufgabe, soweit es Uber die Anforderungen der
Kommunalen Haushalts- und Kassenverordnung fur den Produkthaushalt hinausgeht - im Haushalt werden
bereits produktorientierte Kennzahlen ausgewiesen).

‘ 2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Im Geschaftsbereich 2 wurden bereits Uberlegungen angestellt, welche Kennzahlen im
Bereich Sport eine Genderwirkung abbilden kdnnten. Bislang ist die hier angesprochene,
spater flachendeckende Berichterstattung und Verankerung noch nicht Bestandteil des
Haushaltes bzw. der Haushaltsplanung.

‘ 3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Bei dem Inhalt des Antrags handelt es sich um eine neue freiwillige, zusatzliche
Darstellung in Haushalt und Berichtswesen, die kurzfristig nicht umgesetzt werden kann.
Die enge und zeitintensive Interaktion von dezentralen Einheiten in den jeweils betroffenen
GB, dem Bereich Strategische Steuerung und dem GB 1, hier insbesondere der GS 103
ware fur die Verwirklichung dieses Antrags erforderlich.

' 4. Inhaltliche Einordnung

Im Rahmen der Strategischen Steuerung sind die strategischen Projekte gemal Beschluss 18/SVV/0576 je GB eingefuhrt worden.
Diese Projekte resultieren aus dem Leitbild und den gesamtstéadtischen Zielen der LHP (beides wurde gemeinsam mit den
Fraktionen erarbeitet). Auch fir den Doppelhaushalt 2023/2024 ist vorgesehen, die strategischen Ziele/Projekte im ‘jeweiligen
Budget abzubilden und die Projekte fortzufuihren. Der Antrag sieht die Verankerung von qualitativen Zielen vor. Der Antrag gibt zwei
(weitere) Ziel- bzw. Handlungsfelder vor, welche eher als "global" zu betrachten sind, so dass sie als Ziele nicht einfach abgebildet/
beschrieben werden kénnen. Zudem sollte diese Thematik nicht parallel zum Prozess der Strategischen Steuerung erfolgen,
sondern geprift werden, inwiefern die Thematik perspektivisch im Konzept Strategische Steuerung aufgenommen werden. Diesen
Beschlussvorschlag losgelost zu betrachten, wiirde die Gefahr einer ,doppelten” Strategischen Steuerung mit sich zu bringen.
Ebenso kann im Vorbericht zum Haushalt auf den Inhalt des Antrags momentan noch nicht eingegangen werden.

Datum/Unterschrift
Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen
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P—()T?lmi‘ Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 22/SVV/1051
offentlich
Betreff:

Verkaufs-Exposé Krampnitz — Nordgebaude Stadtplatz Ost ruhend stellen, Moratorium!

Einreicher: Fraktion Birgerbindnis, Stadtverordneter Menzel Erstellungsdatum: 08.11.2022

BVB Freie Wahler Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

09.11.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Geschéaftsfihrung der ProPotsdam unverziiglich
anzuweisen, das Verkaufs-Exposé fir Krampnitz — Nordgebaude Stadtplatz Ost vorerst ruhend zu
stellen, bis die Widerspriiche zwischen den Angaben im Exposé und Masterplan,
Architekturwettbewerb sowie B-Plan 141-5a aufgeklart sind.

Der Stadtverordnetenversammlung ist bis zur Januarsitzung 2023 zu berichten.

gez. Dr.Klockow/Kirsch Menzel
Fraktionsvorsitzende/r BVB Freie Wahler
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? [] Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Foérderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Die Pro Potsdam GmbH bietet das Grundstuick Nordgebdude Stadtplatz Ost zum Verkauf
unter:https://www.propotsdam.de/erwerben/verkaufsobjekte/verkaufsobjektdetails/krampnitz-
nordgebaeude-stadtplatz-ost und weitere Unterlagen an.

Als BGF wird im Exposé oberirdisch gesamt: 10.377 m? BGF auf Seite 18 angegeben. Laut B-Plan
141-5a wird ein Baufenster von 40 m X 69 m X 3 Geschosse = 8.280 m? zugelassen? Auch das
zweite Baufenster (im B-Plan 20x20 m) und die Visualisierung der Uferbebauung erscheinen in der
neuen Visualisierung merklich gréf3er, die Lage des Parkhauses wurde im Exposé komplett gedndert.
Der im Exposé dargestellte, massive Baukorper (s. d. S. 16 und 17), erscheint gegenliber dem
verbleibenden Stadtplatz Uberdimensioniert, wenn die verbleibende StralRenflucht mit
StraRenbahnhaltestelle Uberhaupt noch als Platz zu bezeichnen ist. Der geplante Neubau wirkt
zudem unproportioniert und méchtig, insbesondere im Verhaltnis zum umgebenden,
denkmalgeschutzten Bestand. Faktisch wird mit der geplanten, kompletten Bebauung des
ehemaligen Platzes die stadtebaulich und historisch bedeutsame, reprasentative Eingangssituation
mit den bedeutenden Einzeldenkmalern (Turm, Wache, Offizierskasino und Stabsgebaude), die nur
durch den entsprechenden Freiraum wirken kénnen, vernichtet. Freiflachen fir
Regenwasserversickerung und 6kologische Ausgleichs- und Erholungs-

funktionen verschwinden.

Im Exposé wird auf Seite 17 ausgefihrt, dass im Juni 2022 von Planungsteams ein stadtebaulicher
Werkstattverfahren durchgefiihrt wurde. Im Krampnitz Forum vom 28.01.20 wurde vom Siegerbliro
des Wettbewerbs Stadtplatz Ost eine Uberarbeitung des Wettbewerbsergebnisses zur ,Prazisierung
der raumlichen und freirdumlichen Qualitaten® vorgestellt, die ebenfalls nicht in der aktuellen Planung
berlcksichtigt wurde.

Durch die fehlenden Grundlagen der o. g. Prospektversprechen, ist nicht auszuschliefen, dass der
LH Potsdam ein grof3er Schaden droht, wenn diese nicht erfullt werden.

Insofern ist ein Zuriickziehen des Verkaufsprospektes geboten. Ein Neues Verkaufsexposé ist auf der
Grundlage der Beschlisse der Stadtverordnetenversammlung zu fertigen.



https://www.propotsdam.de/erwerben/verkaufsobjekte/verkaufsobjektdetails/krampnitz-nordgebaeude-stadtplatz-ost
https://www.propotsdam.de/erwerben/verkaufsobjekte/verkaufsobjektdetails/krampnitz-nordgebaeude-stadtplatz-ost
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TOP 4.6

Landeshauptstadt Potsdam Torsnan | Landeshauptstadt
Geschéaftsbereich v Potsdam
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt Der Oberblrgermeister
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 07.12.2022

Titel des Antrages:

Verkaufs-Exposé Krampnitz - Nordgebaude Stadtplatz Ost ruhend stellen, Moratorium!

Drucksache Nr.:  22/SVV/1051 | TOP: 75

Stellungnahme der Verwaltung

‘ 1. Rechtliche Einschatzung

pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe

‘ 2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Keine unmittelbare Relevanz zum Haushalt der LHP. Verk&ufe im Entwicklungsgebiet
kommen dem Treuhandvermégen zugute und refinanzieren die Entwicklungsmafinahme.

‘ 3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Die Ausschreibung des Objektes ist vertffentlicht. Der Ausschreibungszeitraum lauft bis
Januar 2023.

' 4. Inhaltliche Einordnung

Die Ausschreibung erfolgt mit dem Ziel einer Anhandgabe und mit der Absicht, den B-Plan
Nr. 141-5a zu andern. Den Bietern ist bekannt, dass die Letzentscheidung die
Stadtverordnetenversammlung trifft.

Datum/Unterschrift
Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 22/SVV/1104
offentlich
Betreff:

Haushalt 2023/2024 Verwendung der Mittel fur Freiwillige Leistungen

Einreicher: Fraktion CDU Erstellungsdatum: 18.11.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

07.12.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, die im Entwurf des Doppelhaushalts 2023/2024
vorgeschlagenen Verwendung der Mittel fir freiwillige Leistungen in einer Gesamtlibersicht aufzulisten,
dabei auf Produktebene (z.B. Produkt 55100) Mehr- und Mindeausgaben fir die konkreten
Massnahmen (Beispiel Volkspark, mit den konkreten Auswirkungen wie z.B. Verschiebung der
Instandsetzung der Skateranlage) darzustellen und in den Fachausschissen zu erlautern und zu
begrinden.

Alternativ vorzuschlagen, wie die Stadtverordneten in die Lagg versetzt werden konnen, die konkreten
Auswirkungen ihrer Entscheidungen in einer einfachen Ubersicht zu erkennen und ggf. ihre
Entscheidung oder Priorisierung treffen zu kénnen.

Die Ubersicht ist spatestens zusammen mit dem Entwurf der Haushaltssatzung der
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

In den Anlagen der Haushaltssatzung werden die Ausgaben nach Produktgruppen und Produkten
aufgefiihrt. Ein weitere Differenzierung und Auswirkung von Mehr — oder Minderausgaben ist nur bei
Malnahmen oberhalb der festgesetzten Wertgrenze vorgsehen. Die Stadtverordneten sind daher
nicht ohne weiteres in der Lage, die konkrete Wirkung ihrer Entscheidung zu erkennen und zu
bewerten. Gerade in der angespannten Haushaltssituation ist es jedoch wichtig, dass alle
Stadtverordneten in die Lage versetzt werden, die konkrete Auswirkung ihrer Entscheidung zu
kennen. Das oben aufgeflhrte Beispiel zum Volkspark verdeutlicht dies. Erst auf die konkrete
Nachfrage in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 09.11.22 wurde (DS 22/SVV/0944)
deutlich, welche Auswirkungen die Kirzungen in der Produktgruppe 551 Offentliche
Grin/Landschaftsbau beim Volkspark haben.

Fur den ehrenamtlichen Stadtverordneten ist es unmaoglich, sich im Detail diese Informationen aus
dem Haushaltsentwurf zu erarbeiten. Gerade in der jetzigen Haushaltssituation ist vollstandige
Transparenz erforderlich. Die Stadtverordneten missen gegeniber der Allgemeinheit auskunftsfahig
daruber sein, was und warum und mit welchen Mehrheiten bestimmte Entscheidungen getroffen
wurden.

Das ist beim Haushalt jedoch nur moglich, wenn fur alle Stadtverordnete transparent dargestellt wird,
welche konkreten MalRnahmen, Projekte, Forderungen usw., die durch freiwillige Leistungen finanziert
werden, beeinflusst werden und warum von der Verwaltung welche Planungen vorgeschlagen
werden.
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TOP 4.7

Landeshauptstadt Potsdam PO T::,: pam | Landeshauptstadt
Geschéftsbereich Potsdam

Finanzen, Investition und Controlling Der Oberblrgermeister

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 07.12.2022

Titel des Antrages:
Haushalt 2023/2024 Verwendung der Mittel fir freiwillige Leistungen

Drucksache Nr.:  22/SVV/1104 | TOP: 7.1

Stellungnahme der Verwaltung

1. Rechtliche Einschatzung

Rechtlich ist der Antrag zulassig.

Die gewiinschte Ubersicht geht tiber den Umfang der in § 21 Kommunale Haushalts- und Kassenverordnung
(KomHKYV) vorgesehenen Erlauterungen des Haushaltsplans hinaus.

GemalR KomHKYV sollen groRere Abweichungen zum Vorjahr erldutert werden. Die Landeshauptstadt
Potsdam informiert hierzu im Vorbericht in Ziff. 1.8. Als wesentlich gelten alle Abweichungen tber 10 % bzw.
1.000.000 EUR. Des weiteren wird unter Ziff. 1.4 im Vorbericht zur Aufgabenklassifizierung berichtet und
damit auch eine Gesamtiibersicht tber die freiwilligen Aufgaben gegeben.

2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Der Antrag hat keine finanzielle Auswirkungen, erfordert jedoch bei Umsetzung der tber
den bisherigen Standard hinausgehenden Darstellung personelle Kapazitaten.

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Eine zusatzliche Ubersicht zu erstellen, welche parallel zum Haushaltsentwurf vorzulegen
ist, kann aktuell nur auf Ebene der Produkte und Aufwandskonten erstellt werden und
dirfte weiteren zeitlichen Aufwand bedeuten.

4. Inhaltliche Einordnung

Im Vorbericht zum Haushaltsplan werden bereits unter 1.8. wesentliche alle Abweichungen von Uber 10 % bzw.
1.000.000 EUR erlautert. Unter dem Abschnitt 1.14 werden die Produktaufwendungen nach freiwilligen und
pflichtigen Aufgaben klassifiziert (siehe Haushalt 2022 Teil 1). Die Ertrédge sowie Aus- und Einzahlungen sind nicht
klassifiziert.

Der Haushalt wird nicht auf MaBnahmenebene sondern auf Produktebene geplant. Nach Einbringung des Haushalts
wird dieser in den Fachausschiussen vorgestellt und beraten. Alternativ kdnnen der Umsetzungsstand einzelner
MaRnahmen bzw. die damit verbundenen finanziellen Effekte in den Fachausschiissen bei den zustandigen
Geschéftsbereichen abgefragt werden.

Datum/Unterschrift

Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen




TOP 4.8

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 22/SVV/1115
offentlich
Betreff:

Ankauf von Kleingartenflachen aus privatem Eigentum

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum: 21.11.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

07.12.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, den Ankauf von Kleingartenflachen aus privatem Eigentum,
dort wo sich dafiir akzeptable Moglichkeiten bieten, zligig durchzufihren.

gez. Dr. Scharfenberg
Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberﬁ]tunggn
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Die beste Sicherungsmoglichkeit von Kleingartenflachen nach Kleingartenentwicklungskonzept ist die
Uberfihrung in stadtisches Eigentum. Dafir haben die Stadtverordneten ein Finanzbudget
beschlossen. In den letzten Tagen wurde von einem privaten Eigentiimer die Flache der KG-Anlage
Hans-Sachs-Stralle 6ffentlich zum Kauf angeboten. Darum sollten ztgig Kaufverhandlungen mit dem
Anbieter aufgenommen werden, um die Anlage dauerhaft zu sichern.
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o — Xl Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
POTS D—AI\T Stadtverordnetenversammliung |:| Eras ¢
—J der rganzungsantrag
Landeshauptstadt 22/SVVI1115
Potsdam [ ] Neue Fassung
X éffentlich
Einreicher: Fraktion DIE LINKE
Betreff: Ankauf von Kleingarten aus privatem Eigentum

Erstellungsdatum

Eingang 502:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
07.12.2022 Stadtverordnetenversammliung

Anderungs-/Erginzungsvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlief3en:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, den Ankauf von Kleingartenflachen aus privatem
Eigentum, dort wo sich dafiir akzeptable Méglichkeiten bieten, zligig durchzufiihren.

Der Oberbiirgermeister wird beauftragt, insbesondere den Ankauf der Fliache der
Kleingartenanlage Hans-Sachs-StraBe (KG-Anlage Nummer 34 im Kleingartenkonzept)
vorzunehmen, die aktuell vom privaten Eigentiimer zum Kauf angeboten wird.

Begrindung:

Die beste Sicherungsmadglichkeit von Kleingartenflachen nach Kleingartenentwicklungskonzept ist
die Uberflhrung in stadtisches Eigentum. Dafiir haben die Stadtverordneten ein Finanzbudget
beschlossen. In den letzten Tagen wurde von einem privaten Eigentimer die Flache der KG-
Anlage Hans-Sachs-Stralle offentlich zum Kauf angeboten. Darum sollten ziigig
Kaufverhandlungen mit dem Anbieter aufgenommen werden, um die Anlage dauerhaft zu sichern.

gez. Dr. Hans- Jurgen Scharfenberg
Fraktionsvorsitzender DIE LINKE

Unterschrift
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T’-(FFS)—ANT Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
w Potsdam

Der Oberblrgermeister 22/SVVI1164
Betreff: offentlich

Finanzierung des Ausbaus der Tramlinie 96 zur Stadtbahn einschlieBlich der Erweiterung in den
Potsdamer Norden

Einreicher: GB 4 Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt | Erstellungsdatum: 23.11.2022

Freigabedatum:

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
07.12.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag: Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielRen:

1. Zur Realisierung des Um- und Ausbaus der Tramlinie 96 zur Stadtbahn einschlieRlich deren
Verlangerung in den Potsdamer Norden wird durch die Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH als
verantwortliche  Vorhabenstragerin ein  Antrag auf  Fdrderung nach dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) gestellt.

2. Der OBM wird beauftragt die aus der Anlage ersichtliche gemeinsame Absichtserklarung
(Letter of intent) des Landes Brandenburg, der Landeshauptstadt Potsdam und der ViP
Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH zu unterzeichnen.

3. Dabei soll der Forderantrag (Rahmenantrag) zum stadtbahngerechten Ausbau der Tramlinie 96
die folgenden Teilprojekte beinhalten:

- zweigleisiger Ausbau des Streckenabschnittes Campus Fachhochschule — Campus
Jungfernsee im Bereich der Nedlitzer Strale und des Gleisdreiecks Campus Fachhochschule

- Neubau einer Strallenbahntrasse von Campus Jungfernsee bis Krampnitz West
- Neubau einer StralRenbahntrasse von Krampnitz West bis Fahrland

- barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der nérdlichen Friedrich-Ebert-Stralte im
Bereich Alleestralle

- barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der Friedrich-Ebert-Stral’e zwischen dem
Nauener Tor und der YorckstralRe

- stadtbahngerechter Umbau der Heinrich-Mann-Allee zwischen dem Leipziger Dreieck und der
Haltestelle Waldstrale/Horstweg

Die Absicherung der finanziellen Auswirkungen erfolgt flr jedes Teilprojekt separat in den
entsprechenden Haushaltssatzungen.

Der Oberburgermeister wird beauftragt, die Folgekosten der Investitionsmaflnahmen gemal §16
KomHKV zusammen mit in einer Gesamtschau des Vorhabens im Rahmen einer Mitteilungsvorlage
darzustellen und dabei sowohl die Risiken der Baukostensteigerungen darzulegen als auch eine
Risikobetrachtung.

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiréte: [] Nein
[l Ja, infolgende OBR:

] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BbgKVerf

[] zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? [ ] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Die Beantragung der Fordermittel erfolgt je nach Umsetzungsstand fur jedes Teilprojekt separat. Erst
zu diesem Zeitpunkt wird die Finanzierung des jeweiligen Teilprojektes verbindlich geregelt und von der
SVV beschlossen. Erst mit diesen Beschliissen zur Finanzierung jedes Teilprojektes gibt die
Landeshauptstadt die Investition ggl. dem Verkehrsbetrieb frei — unabhangig gesellschaftsinterner
Zustimmungserfordernisse.

Oberbirgermeister Geschéaftsbereich 1 Geschéaftsbereich 2

Geschéftsbereich 3 Geschéftsbereich 4

Geschéftsbereich 5




Berechnungstabelle Demografieprufung:

TOP 4.9

Bedarfsgerechtes Selbstbe
Wirtschaftswachs . . Gute Wohnbe- und qualitativ .
. Ein Klima von . .. . stimmtes
tum fordern, dingungen fur hochwertiges .
. Toleranzund |. Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- s junge Menschen| Betreuungs-und L . .
Offenheitin der - . . | Leben bis ins index Demografie-
geboterhalten N und Familien [Bildungsangebotfir .
Stadt férdern - ) hohe Alter |Demografie| relevanz
bzw. ausbauen . ) ermoglichen Kinder u. Jugendl. .
. Gewichtung: 10 . . ermaoglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten Gewichtuna: 20
Gewichtung: 20 9
1 1 1 1 1 100 grofe

Klimaauswirkungen

[ ] positiv [ ] negativ [ ] keine

Fazit Klimaauswirkungen:

keine

Begriindung:

Als Aufgabentrager steht die Landeshauptstadt Potsdam (LHP) in der Verantwortung fur die Planung,
Organisation und Ausgestaltung des tibrigen OPNV im Gebiet der Landeshauptstadt. Dazu wurde die
Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP) mit einem o&ffentlichen Dienstleistungsauftrag (ODA) mit der
Erbringung der Verkehrsleistungen im 6ffentlichen Personennahverkehr beauftragt.

Auf dem ehemaligen Kasernengelande in Krampnitz und seinem unmittelbaren Umfeld entsteht ein
neues Stadtquartier. Krampnitz soll dabei zu einem eigenstandigen Stadtteil der LHP entwickelt
werden, welcher neben unterschiedlichen Wohnangeboten Raum fir Einzelhandel und weiteres
Gewerbe bietet sowie Uber eine umfangreiche soziale Infrastruktur wie Kitas und Schulen verfligt.
Auch auflerhalb des Entwicklungsgebietes Krampnitz wachst in Potsdams Norden die Bevolkerung.
In der ndheren Umgebung des neuen Quartiers Krampnitz ist diesbezuglich insbesondere Fahrland
mit seinen Wohnungsbaupotenzialen zu nennen. Die ErschlieBung von Krampnitz soll mdglichst
autoarm erfolgen, was insbesondere durch qualitativ hochwertige Angebote der Verkehrsmittel des
Umweltverbundes erreicht werden kann. Eine elementare Rolle kommt dabei der
StraRenbahnverlangerung in den Potsdamer Norden zu. Die Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP)
muss dafir die Tramstrecke der Stadtbahn Linie 96 nach Krampnitz und Fahrland um- und ausbauen.
Der Bau der StraRenbahn nach Krampnitz und Fahrland ist gemaR Bescheid der gemeinsamen
Landesplanungsabteilung der Lander Berlin und Brandenburg vom 22. Juni 2021 Voraussetzung fur
die Entwicklung des Gebietes Krampnitz.

Darliber hinaus bestehen auch in weiteren Abschnitten der Tramlinie 96 Betriebseinschrankungen,
die einen Umbau der Verkehrsanlagen erfordern. Dazu gehéren der barrierefreie Ausbau der
Haltestellen mit Gleismittenerweiterung zur Beseitigung von Engstellen in der Friedrich-Ebert-Stralle
und der Heinrich-Mann-Allee.

Die im Konzept zur verkehrlichen Umgestaltung der Friedrich-Ebert-Strale in einem
Werkstattverfahren erarbeitete gestalterische Lésung ,Boulevard® bildet die Grundlage fur die
weiteren, die Friedrich-Ebert-StraRe betreffenden baulichen und verkehrsorganisatorischen
MafRnahmen und Planungen. Unter anderem sollen barrierefreie Haltestellen fir Strallenbahnen und
Busse geschaffen werden.

Bei der Grundsanierung der Friedrich-Ebert-Stral’e sollen zudem Versorgungsleitungen erneuert,
Gleise ersetzt und damit eine Gleismittenerweiterung ermoglicht werden.

Die Heinrich-Mann-Allee mit ihrem Streckenabschnitt zwischen dem Hauptbahnhof und dem Abzweig
Waldstralie ist der am starksten frequentierte Streckenabschnitt im Potsdamer StralRenbahnnetz.
Werktaglich verkehren hier tGber 270 Strallenbahnen je Richtung.

Die Gleisanlagen mussen aufgrund des Verschleilzustandes in den dreilRiger Jahren auf kompletter
Lange erneuert werden. Daruber hinaus bestehen zwischen der Staatskanzlei und der Waldstralle
zwei Begegnungsverbote aufgrund zu geringer Gleisachsabstande, was zu unnoétigen Wartezeiten
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und langeren Fahrzeiten fuhrt. Weiterhin ist die Haltestelle Friedhdfe stadteinwarts aufgrund ihrer
schmalen Bahnsteige nur bedingt barrierefrei.

Um die Infrastruktur auf die Bedirfnisse und wachsenden Anforderungen kommender Jahre
auszurichten, ist der Gleisachsabstand auf 3,15 m (je nach Platzverhaltnissen min. 3,05 m)
aufzuweiten. Damit konnen die Begegnungsverbote beseitigt und perspektivisch 2,65 m breite
Strallenbahnwagen eingesetzt werden (mind. 2,40 m). Zudem sind die Haltestellen entlang der
Heinrich-Mann-Allee vollstéandig barrierefrei zu gestalten.

Die Finanzierung der Mallinahme Heinrich-Mann-Allee ist im Jahr 2014 im Rahmen des Beschlusses
zum OPNV-Infrastrukturpaket DS 14/SVV/1044 beschlossen worden. Auf Grund der
Kostensteigerungen bei den ibrigen MaRnahmen des OPNV-Infrastrukturpaketes (Neubau der
Strallenbahnstrecke Viereckremise — Campus Jungfernsee, Grundinstandsetzung der Tatra-Zlge,
Verlangerung der Combinos, Umbau der Tramwerkstatt, Anpassung der Tram-Infrastruktur, Umbau
des Leipziger Dreiecks) ist die Finanzierung der Malinahme Heinrich-Mann-Allee neu zu beschlief3en.

Die Gesamtkosten fur den Um- und Ausbaus der Tramlinie 96 zur Stadtbahn werden auf 223,2 Mio. €
geschatzt. Eine Umsetzung kann daher nur dann gelingen, wenn Bundesfinanzhilfen in Investitionen
zur Verbesserungen der Verkehrsverhaltnisse aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes
(GVFG) und Mitteln aus der Richtlinie des Ministeriums fur Infrastruktur und Landesplanung zur
Forderung von Investitionen fiir den Offentlichen Personennahverkehr im Land Brandenburg (RiLi
OPNV-Invest) gewéahrt werden sowie durch die LHP der ViP, als Antragstellerin der Férderantrage,
die erforderlichen Eigenmittel zur Verfligung gestellt werden.

Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr (BMDV), das Ministerium fur Infrastruktur und
Landesplanung (MIL) und dessen nachgeordnete Bewilligungsbehérde (Landesamt flr Bauen und
Verkehr, LBV) sowie die LHP und die ViP haben sich zu einer mdglichen Finanzierung aus dem
GVFG-Bundesprogramm bereits verstéandigt. Dabei haben die bisherigen Vorberechnungen im
Rahmen der Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) einen positiven volkwirtschaftlichen Nutzen
ergeben. Es ist Konsens, dass die Gesamtmallnahme Uber einen Rahmenantrag beim BMDV
beantragt werden soll. Der Rahmenantrag beinhaltet die stufenweise Bearbeitung der unten
genannten einzelnen Teilprojekte und berlcksichtigt die aktuellen Planungsstande. Er beschreibt das
Zielkonzept des stadtbahngerechten Ausbaus der Tramlinie 96 mit den Kosten fiur das Gesamtprojekt
sowie der prognostizierten Fordermittel. Der Rahmenantrag ersetzt keine Finanzierungs-
/[Forderantrage fur die Einzelprojekte. Die Beantragung der Fordermittel erfolgt je nach
Umsetzungsstand fur jedes Teilprojekt separat. Erst zu diesem Zeitpunkt wird die Finanzierung des
jeweiligen Teilprojektes verbindlich geregelt und von der SVV beschlossen. Erst mit diesen
Beschllissen zur Finanzierung jedes Teilprojektes gibt die Landeshauptstadt die Investition ggu. dem
Verkehrsbetrieb frei — unabhangig gesellschaftsinterner Zustimmungserfordernisse.

Der Rahmenantrag der VIiP dient der Bindung der Finanzmittel des Landes Uber
Verpflichtungserméachtigungen im Haushalt des Landes Brandenburg.

Die Gesamtmafnahme flr den Rahmenantrag an das BMDV umfasst die nachfolgenden Teilprojekte:
1. StralRenbahnerweiterung Krampnitz/Fahrland (TP1 + TP2)

e TP1, BA 0: zweigleisiger Ausbau des Streckenabschnittes Campus Fachhochschule —
Campus Jungfernsee im Bereich der Nedlitzer StralRe und des Gleisdreiecks Campus
Fachhochschule

e TP1, BA 1: Neubau einer Stralenbahntrasse von Campus Jungfernsee bis Krampnitz West
e TP2: Neubau einer Strallenbahntrasse von Krampnitz West bis Fahrland

2. Friedrich-Ebert-Stral’e (Nord): barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der nérdlichen
Friedrich-Ebert-Strale im Bereich Alleestralie

3. Friedrich-Ebert-Stralte (Sid): barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der Friedrich-
Ebert-Stralie zwischen dem Nauener Tor und der Yorckstrale

4. Heinrich-Mann-Allee: stadtbahngerechter Umbau der Heinrich-Mann-Allee zwischen dem Leipziger
Dreieck und der Haltestelle Waldstrafe/Horstweg

In einer gemeinsamen Absichtserklarung (Letter of intent) bekunden das Land Brandenburg, die
Landeshauptstadt Potsdam und der ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH ihren Willen, den
stadtbahngerechten Um- und Ausbau der Tramlinie 96 in der Landehauptstadt Potsdam als wichtiges
Projekt einer umweltgerechten Mobilitatsentwicklung voranzubringen sowie gemeinsam die
notwendigen finanziellen Voraussetzungen fur eine Umsetzung zu schaffen.
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Die Gesamtkosten aller einzelner Infrastrukturmal3inahmen betragen zum Planungs- und Preisstand
2022 einschlieRlich Planungskosten voraussichtlich 223,2 Mio. €.

Es werden Planungskosten in Hohe von 15 % der zuwendungsfahigen Bauausgaben nach der RilLi
OPNV-Invest als Planungskostenpauschale unter Verrechnung der Pauschale nach § 4 Abs. 4 GVFG
finanziert. Die Kosten fur den Grunderwerb kdnnen bis zu 50 % geférdert werden.

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der InfrastrukturmaBnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm geférdert (voraussichtlich
131,8 Mio. €).

Zudem wird beantragt, dass das Land Brandenburg eine Co-Finanzierung von 15 % der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellt. (voraussichtlich 26,4 Mio. €)

Der Antragsteller (ViP) muss somit einen Eigenanteil in Hohe von mindestens 10 Prozent des
Gesamtvolumens der zuwendungsfahigen Ausgaben zur Verfliigung stellen (voraussichtlich 17,6 Mio.
€). Es gelten die Foérderbedingungen der Richtlinie zur Forderung von Investitionen fir den
Offentlichen Personennahverkehr im Land Brandenburg (RiLi OPNV-Invest) vom 20. Januar 2020.
Nicht zuwendungsfahige Kosten, wie zum Beispiel archaologische Arbeiten, bauliche
BegleitmalRlnahmen auf privaten Grundstiicken, Rechtsberatungskosten; Malnahmen zur
Offentlichkeitsbeteiligung, baubedingte Verkehrsprovisorien missen durch die Vorhabenstragerin
selbst getragen werden. Nach derzeitigen Berechnungen betragt der Eigenanteil an den einzelnen
MafRnahmen insgesamt voraussichtlich 65 Mio. €. Davon kénnen in Summe 17,4 Mio. € aus den
Entwicklungsvorhaben Krampnitz und Bornstedter Feld bereitgestellt werden. Die verbleiben Kosten
in Hohe von 47,6 Mio. € sind aus dem Haushalt der Landeshauptstadt Potsdam zu finanzieren. Von
diesen 47,6 Mio. € sind bereits 8,3 Mio. € durch die SVV in den Jahren 2019 bzw. 2021 beschlossen
worden.

Damit die ViP den Rahmenantrag stellen kann, ist ein Nachweis Uber den Eigenanteil fur alle
einzelnen Teilprojekte erforderlich. Die Absicherung des verbleibenden Eigenanteils in Héhe von 39,3
Mio. € ist dafur erforderlich.

Anlagen

- Fazit finanzielle Auswirkungen

- Darstellung finanzieller Auswirkungen

- gemeinsame Absichtserklarung (Letter of intent) des Landes Brandenburg, der
Landeshauptstadt Potsdam und der ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH
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Fazit finanzielle Auswirkungen der Beschlussvorlage
Finanzierungskonzept fur den Ausbau der Tram 96

Die Teilprojekte fiir den Ausbau der Tram 96 sollen wie folgt finanziert werden:

e Teilprojekt 1, Bauabschnitt O: Zweigleisiger Ausbau des Streckenabschnitts in der Nedlitzer
StralRe

Die Gesamtkosten fir dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 8,8 Mio. €. Davon
entfallen voraussichtlich 1,2 Mio. € auf die Planung und voraussichtlich 7,1 Mio. € fur den Bau,
sowie voraussichtlich 0,5 Mio. € fir den Grunderwerb. Von den insgesamt voraussichtlich
8,8 Mio. € sind voraussichtlich 6,8 Mio. € zuwendungsfahig (80 % der voraussichtlichen Baukosten
+ Pauschale fur den Grunderwerb (50 % der voraussichtlichen Kosten fir den Grunderwerb) +
Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der Infrastrukturmalnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm gefdrdert, voraussichtlich
5,1 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 1 Mio. €.

Der Eigenanteil bei diesem Teilprojekt betrdgt voraussichtlich 2,7 Mio. €. Davon werden
voraussichtlich 1,5 Mio. € durch den Entwicklungstrager Bornstedter Feld bereitgestellt. Die
verbleibenden 1,2 Mio. € sind aus dem Haushalt der LH Potsdam bereitzustellen. Diese
Finanzmittel stehen als investive Eigenmittel im Haushalt der LH Potsdam in der
Investitionsnummer 46000011 - Investitionszuschuss-StralBenbahnverldngerung zur Verfligung
und sind gemall Beschluss der Stadtverordnetenversammliung vom 01.12.2021 Uber die
Vereinbarung Uber die Gewahrung eines Investitionskostenzuschusses vom 03.01.2022 bereits
vertraglich gebunden.

e Teilprojekt 1, Bauabschnitt 1: Streckenerweiterung nach Krampnitz

Die Gesamtkosten flr dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 123,3 Mio. €. Davon
entfallen voraussichtlich 18,4 Mio. € auf die Planung und voraussichtlich 100,6 Mio. € fir den Bau,
sowie voraussichtlich 4,3 Mio. € fir den Grunderwerb. Von den insgesamt voraussichtlich
123,3 Mio. € sind voraussichtlich 94,7 Mio. € zuwendungsfahig (80 % der voraussichtlichen
Baukosten + Pauschale fir den Grunderwerb (50 % der voraussichtlichen Kosten fir den
Grunderwerb) + Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der InfrastrukturmaRnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm gefordert, voraussichtlich
71,1 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 14,2 Mio. €.

Der Eigenanteil bei diesem Teilprojekt betragt voraussichtlich 38,1 Mio. €. Davon werden
voraussichtlich 13,3 Mio. € durch den Entwicklungstrager Potsdam bereitgestellt. Die verbleibenden
24,7 Mio. € sind aus dem Haushalt der LH Potsdam bereitzustellen. Davon wurden 3,9 Mio. €
bereits im Rahmen der Ersten Anderungsvereinbarung zur Finanzierungsvereinbarung vom
22.11.2019 ausgezahlt. Weitere 3,3 Mio. € sind (ber die Zweite Anderungsvereinbarung zur
Finanzierungsvereinbarung vom 03.01.2022 bewilligt worden. Diese insgesamt 7,2 Mio. € sind Uber
den Ergebnishaushalt der LH Potsdam bereitgestellt worden. Die verbleibenden Finanzmittel in
Hohe von voraussichtlich 17,6 Mio. € sollen als investive Mittel im Haushalt der LH Potsdam in den
Jahren 2026 bis 2033 in der Investitionshummer 46000011 - Investitionszuschuss-
StraRBenbahnverlangerung aus Finanzmitteln des Landes gemaR OPNV-Gesetz zur Verfligung
gestellt werden.

e Teilprojekt 2: Streckenerweiterung nach Fahrland

Die Gesamtkosten fur dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 42,1 Mio. €. Davon
entfallen voraussichtlich 6,4 Mio. € auf die Planung und voraussichtlich 35,4 Mio. € fiir den Bau,
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sowie voraussichtlich 0,2 Mio. € fur den Grunderwerb. Von den insgesamt voraussichtlich
42,1 Mio. € sind voraussichtlich 32,7 Mio. € zuwendungsfahig (80 % der voraussichtlichen
Baukosten + Pauschale fir den Grunderwerb (50 % der voraussichtlichen Kosten fir den
Grunderwerb) + Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der InfrastrukturmaBnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm gefordert, voraussichtlich
24,5 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 4,9 Mio. €.

Der Eigenanteil bei diesem Teilprojekt betragt voraussichtlich 12,6 Mio. €. Davon werden
voraussichtlich 2,6 Mio. € durch den Entwicklungstrager Potsdam bereitgestellt. Die verbleibenden
10,1 Mio. € sind aus dem Haushalt der LH Potsdam bereitzustellen. Diese sollen als investive Mittel
im Haushalt der LH Potsdam in den Jahren 2026 bis 2033 in der Investitionsnummer 46000011 -
Investitionszuschuss-StraBenbahnverlangerung aus Finanzmitteln des Landes gemaR OPNV-
Gesetz zur Verfigung gestellt werden.

e Barrierefreier Ausbau der Haltestellen mit Gleismittenerweiterung in der Friedrich-Ebert-
Stral3e (Nordabschnitt)

Die Gesamtkosten fir dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 3,2 Mio. €. Von diesen
sind voraussichtlich 2,8 Mio. € zuwendungsfahig (80 % der voraussichtlichen Baukosten +
Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der InfrastrukturmaBnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm geférdert, voraussichtlich
2,1 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 0,4 Mio. €.

Die Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam bei diesem Teilprojekt betragt fur die Jahre 2023 bis
2025 voraussichtlich 0,7 Mio. €. Diese kénnen aus Finanzmitteln des Landes Brandenburg geman
OPNV-Gesetz finanziert werden und stehen als investive Auszahlungsmittel im Haushalt der LH
Potsdam in der Investitionsnummer 47000051 — Friedrich-Ebert-Straf3e zur Verfigung.

e Barrierefreier Ausbau der Haltestellen mit Gleismittenerweiterung in der Friedrich-Ebert-
Stral3e (Sudabschnitt)

Die Gesamtkosten fir dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 13,9 Mio. €. Davon
entfallen voraussichtlich 1,5 Mio. € auf die Planung und voraussichtlich 12,4 Mio. € fir den Bau.
Von den insgesamt voraussichtlich 13,9 Mio. € sind voraussichtlich 11,4 Mio. € zuwendungsfahig
(80 % der voraussichtlichen Baukosten + Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen
Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der Infrastrukturmalnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm gefordert, voraussichtlich
8,6 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 1,7 Mio. €.

Die Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam bei diesem Teilprojekt betragt fur die Jahre 2026 bis
2029 voraussichtlich 3,6 Mio. €. Diese kénnen aus Finanzmitteln des Landes Brandenburg geman
OPNV-Gesetz finanziert werden und stehen als investive Auszahlungsmittel im Haushalt der LH
Potsdam in der Investitionsnummer 47000051 — Friedrich-Ebert-Straf3e zur Verfligung.

o Barrierefreier Ausbau der Haltestellen mit Gleismittenerweiterung in der Heinrich-Mann-Allee

Die Gesamtkosten flr dieses Teilprojekt betragen insgesamt voraussichtlich 31,9 Mio. €. Davon
entfallen voraussichtlich 2,1 Mio. € auf die Planung und voraussichtlich 29,8 Mio. € fiir den Bau.
Von den insgesamt voraussichtlich 31,9 Mio. € sind voraussichtlich 27,4 Mio. € zuwendungsfahig
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(80 % der voraussichtlichen Baukosten + Planungskostenpauschale (15 % der voraussichtlichen
Baukosten)).

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der InfrastrukturmafBnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm gefdrdert, voraussichtlich
20,5 Mio. €. Das Land Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der
zuwendungsfahigen Baukosten bereitstellen, voraussichtlich 4,1 Mio. €.

Der Eigenanteil bei diesem Teilprojekt betragt voraussichtlich 7,2 Mio. €. Diese Finanzmittel sollen
als investive Mittel im Haushalt der LH Potsdam in einer noch zu vergebenden Investitionsnummer
aus Finanzmitteln des Landes gemal’ OPNV-Gesetz zur Verfligung gestellt werden.



Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage

Betreff: Finanzierungskonzept fur den Ausbau der Tram 96
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5.  Wirkung auf den Ergebnishaushalt:

Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen?
Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe?

Ist die MalRnhahme bereits im Haushalt enthalten?

[ ] Nein
X Nein
[ ] Nein

Die MalRBnahme bezieht sich auf die Produkte Nr. 5470001, 5470002 und 5470003 Bezeichnung:
PNV OPNV - fur mehrheitlich stadtische Gesellschaften und OPNV fur Stadtwerke Potsdam GmbH.

X Ja
[]Ja
[]Ja

X] Teilweise

Angaben in EUro Volfjte;hr Ifd. Jahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr Gesamt
Ertrag

9.916.700 | 8.599.100 | 12.601.800 | 15.913.600 | 15.241.700 52.356.200
laut Plan
Ertrag
iy 6.325.023 | 8.599.100 | 12.601.800 | 15.913.600 | 15.241.700 52.356.200
Aufwand 18.585.800 | 16.600.400 | 21.083.500 | 25.022.400 | 26.344.700 89.051.000
laut Plan
ﬁ;jwand 17.019.067 | 16.600.400 | 21.083.500 | 25.022.400 | 26.344.700 89.051.000
Saldo Ergebnishaushalt -8.669.100 | -8.001.300 | -8.481.700 | -9.108.800 | -11.103.000 -36.694.800
laut Plan
ﬁ:lljdo Ergebnishaushalt -10.694.044 | -8.001.300 | -8.481.700 | -9.108.800 | -11.103.000 -36.694.800
Abweichung -2.024.944 0 0 0 0 0 0
zum Planansatz

5. a Durch die Malinahme entsteht keine Ent- oder Belastung Uber den Planungszeitraum hinaus bis
in der H6he von insgesamt

6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt:

Euro.

Bisher Bis
Angaben in Euro bereitge- | Ifd. Jahr [ Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | MaBnahme- [ Gesamt
stellt ende
Investive Emzahlungen 2.997.800 8.173.500 6.467.500 6.542.800 6.542.800 0 30.724.400
laut Plan
Lne\ijes“ve Emzahlungen 2.997.800 8.173.500 6.467.500 6.542.800 6.542.800 0 30.724.400
gngneStlve Auszahlun- 8.619.800 9.869.000 9.794.700 10.325.300 11.375.300 0 49.984.100
Investive Auszahlun- 8.619.800 9.869.000 9.794.700 10.325.300 11.375.300 0 49.984.100
gen neu
Saldo Finanzhaushalt -5.622.000 -1.695.500 -3.327.200 -3.782.500 -4.832.500 0 | -19.259.700
laut Plan
ﬁealljdo Finanzhaushalt -5.622.000 -1.695.500 -3.327.200 -3.782.500 -4.832.500 0 | -19.259.700
Abweichung 0 0 0 0 0 0 0 0
zum Planansatz
7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr.
Bezeichnung gedeckt.
8. Die MaBRnahme hat kiinftig Auswirkungen auf den Stellenplan? X Nein []Ja
Mit der Malinahme ist eine Stellenreduzierung
von Vollzeiteinheiten verbunden.
Diese ist bereits im Haushaltsplan beriicksichtigt? [ ]Nein []Ja
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt. [ INein [XJa
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Hier kénnen Sie weitere Ausfihrungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-

tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.).

Durch die MalRnahme entsteht eine Haushaltsbelastung von 39,3 Mio. € Eigenmittel, davon sind auf3erhalb

der bisherigen Mittelfristplanung bis 2025 im investiven Finanzaushalt Mittel von insgesamt 35 Mio. € be-
reitzustellen.

Anlagen:

X Erlauterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen
(Interne Pflichtanlage!)

[ ] Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen)

[ ] Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen)

Seite 2 von 2
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Gemeinsame Absichtserklarung
(,,Letter of Intent")

zum stadtbahngerechten Um- und Ausbau der Tramlinie 96 in der
Landehauptstadt Potsdam

zwischen
1. Land Brandenburg

vertreten durch das Ministerium fiir Infrastruktur und Landesplanung

und
2. Landeshauptstadt Potsdam
vertreten durch den Oberbiirgermeister Mike Schubert

- nachfolgend ,LHP“ genannt —

und

3. Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH,
vertreten durch die Geschéftsfiihrer

- nachfolgend ,VIP* genannt —

Als Aufgabentrager steht die Landeshauptstadt Potsdam (LHP) in der Verantwortung flr die Planung,
Organisation und Ausgestaltung des iibrigen OPNV im Gebiet der Landeshauptstadt. Dazu wurde die
Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP) mit einem 6ffentlichen Dienstleistungsauftrag (ODA) mit der
Erbringung der Verkehrsleistungen im 6ffentlichen Personennahverkehr beauftragt.

Auf dem ehemaligen Kasernengelande in Krampnitz und seinem unmittelbaren Umfeld entsteht ein neues
Stadtquartier. Krampnitz soll dabei zu einem eigenstandigen Stadtteil der LHP entwickelt werden, welcher
neben unterschiedlichen Wohnangeboten Raum flir Einzelhandel und weiteres Gewerbe bietet sowie
Uber eine umfangreiche soziale Infrastruktur wie Kitas und Schulen verfiigt. Auch aulerhalb des
Entwicklungsgebietes Krampnitz wachst in Potsdams Norden die Bevolkerung. In der naheren Umgebung
des neuen Quartiers Krampnitz ist diesbezlglich insbesondere Fahrland mit seinen
Wohnungsbaupotenzialen zu nennen. Die Erschliefung von Krampnitz soll moglichst autoarm erfolgen,
was insbesondere durch qualitativ hochwertige Angebote der Verkehrsmittel des Umweltverbundes
erreicht werden kann. Eine elementare Rolle kommt dabei der StraRenbahnverlangerung in den
Potsdamer Norden zu. Die Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP) muss dafur die Tramstrecke der
Stadtbahn Linie 96 nach Krampnitz und Fahrland um- und ausbauen sowie den bestehenden Betriebshof
in Babelsberg ertlichtigen und einen neuen Betriebsstutzpunkt in Fahrland errichten.
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Die Gesamtkosten fur den Um- und Ausbaus der Tramlinie 96 zur Stadtbahn werden auf 223,2 Mio. Euro
geschatzt. Eine Umsetzung kann daher nur dann gelingen, wenn Bundesfinanzhilfen in Investitionen zur
Verbesserungen der Verkehrsverhaltnisse aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)
und Mitteln aus der Richtlinie des Ministeriums fur Infrastruktur und Landesplanung zur Forderung von
Investitionen fiir den Offentlichen Personennahverkehr im Land Brandenburg (RiLi OPNV-Invest) gewahrt
werden sowie durch die LHP der ViP, als Antragstellerin der Forderantrage, die erforderlichen Eigenmittel
zur Verfligung gestellt werden.

Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr (BMDV), das Ministerium fir Infrastruktur und
Landesplanung (MIL) und dessen nachgeordnete Bewilligungsbehérde (Landesamt fir Bauen und
Verkehr, LBV)) sowie die LHP und die ViP haben sich zu einer mdglichen Finanzierung aus dem GVFG-
Bundesprogramm bereits ausgetauscht. Dabei haben die bisherigen Vorberechnungen im Rahmen der
Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) einen positiven volkwirtschaftlichen Nutzen ergeben. Es ist
Konsens, dass die Gesamtmalnahme durch einen Rahmenantrag an das BMDV beantragt werden soll.
Der Rahmenantrag begrindet die Vorgehensweise bei der stufenweisen Bearbeitung der u.g. einzelnen
Teilprojekte und erldutert die aktuellen Planungsstande. Er beschreibt das Zielkonzept des
stadtbahngerechten Ausbaus der Tramlinie 96 mit den Kosten flr das Gesamtprojekt sowie der
prognostizierten Fordermittel. Der Rahmenantrag ersetzt keine Finanzierungs-/Forderantrage fur die
Einzelprojekte.

§ 1 Gegenstand der Absichtserklarung
(1) Die GesamtmaBnahme flir den Rahmenantrag an das BMDV umfasst die nachfolgenden
Teilprojekte:
1. StraBenbahnerweiterung Krampnitz/Fahrland (TP1 + TP2)
e TP1, BA 0: zweigleisiger Ausbau des Streckenabschnittes Campus Fachhochschule -

Campus Jungfernsee im Bereich der Nedlitzer Stralle und des Gleisdreiecks Campus
Fachhochschule

e TP1, BA 1: Neubau einer Strallenbahntrasse von Campus Jungfernsee bis Krampnitz
West

e TP2: Neubau einer Stralenbahntrasse von Krampnitz West bis Fahrland

2. Friedrich-Ebert-StraBe (Nord): barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der
nordlichen Friedrich-Ebert-Strae im Bereich Alleestrale

3. Friedrich-Ebert-Strafle (Sud): barrierefreier Ausbau und Gleismittenerweiterung der Friedrich-
Ebert-Stralle zwischen dem Nauener Tor und der YorckstraBRe

4. Heinrich-Mann-Allee: stadtbahngerechter Umbau der Heinrich-Mann-Allee zwischen dem
Leipziger Dreieck und der Haltestelle WaldstraRe/Horstweg

(2) Die Parteien bekunden hiermit ihren Willen, den stadtbahngerechten Um- und Ausbau der
Tramlinie 96 in der Landehauptstadt Potsdam als wichtiges Projekt einer umweltgerechten
Mobilitatsentwicklung voranzubringen sowie gemeinsam die notwendigen finanziellen
Voraussetzungen fur eine Umsetzung zu schaffen.
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§ 2 Beabsichtigtes Verkehrsprogramm

Die Stadt Potsdam beabsichtigt das Verkehrsprogramm entsprechend der NKU zu bestellen.

§ 3 Kosten und Finanzierung der MaBnahme

Die Gesamtkosten der InfrastrukturmaBnahme betragen einschliellich Planungskosten
voraussichtlich 223,2. Mio. €. Entsprechend des Planungsfortschritts aktualisieren sich die
Kosten- und Finanzierungsanteile laufend. Der aktuelle Planungs- und Preisstand 2022 ist in
Anlage 1 dargestellt.

Im Rahmen der angestrebten Finanzierung der Infrastrukturmalnahme werden 75 % der
zuwendungsfahigen Baukosten aus dem GVFG-Bundesprogramm geférdert. Das Land
Brandenburg wird eine Co-Finanzierung von bis zu 15 Prozent der zuwendungsfahigen
Baukosten bereitstellen. Der Antragsteller muss einen Eigenanteil in Hohe von mindestens 10
Prozent des Gesamtvolumens der zuwendungsfahigen Ausgaben zur Verflugung stellen. Es
gelten die Férderbedingungen der Richtlinie zur Férderung von Investitionen fiir den Offentlichen
Personennahverkehr im Land Brandenburg (RiLi OPNV-Invest) vom 20. Januar 2020.

Das Land Brandenburg finanziert zudem Planungskosten in Hohe von 15% der
zuwendungsfahigen Bauausgaben nach der RiLi OPNV-Invest als Planungskostenpauschale
unter Verrechnung der Pauschale nach § 4 Abs. 4 GVFG.

§ 4 Zusammenarbeit

Sobald fir die VIP absehbar ist, dass es bei der Realisierung der Infrastrukturmafinahme zu
Verzdgerungen kommen wird, informiert sie unverziiglich die LHP und das Land und nimmt
Gesprache mit dem Ziel auf, Verzogerungen zu vermeiden.

Bei Anderungen der InfrastrukturmaRnahme beziiglich Volumen, Inhalt und/oder Kosten sind das
Land und der Bund ebenfalls unverziiglich zu informieren und die Anderungen zu beantragen.
Das Land und die LHP werden sich schnellstmoglich untereinander und ggf. mit dem Bund
abstimmen.

§ 5 Vorbehalte

Die Absichtserklarung steht unter dem Vorbehalt der Aufnahme des kommunalen Vorhabens in
Kategorie ,a“ des Bundesprogramms GVFG (,endgultig aufgenommen*). Fir den Fall einer
Nichtaufnahme des Vorhabens in Kategorie ,a“ des Bundesprogramms GVFG sowie der
Nichtbereitstellung entsprechender GVFG-Mittel durch den Bund sind die Regelungen dieses
Vertrages gegenstandslos.

Ein Anspruch der ViP auf Zahlung der Fordermittel besteht erst bei Bestandskraft des
entsprechenden Zuwendungsbescheids.
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§ 6 Schlussklauseln
(1) Die gemeinsame Absichtserklarung tritt mit der Unterzeichnung aller Vertragsparteien in Kraft.
(2) Diese gemeinsame Absichtserklarung kann in gegenseitigem Einvernehmen jederzeit schriftlich
geandert oder erganzt werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn die in § 3 dargestellte
Finanzierung nicht nach dem GVFG erfolgen kann.

(3) Die Absichtserklarung wird fir jeden Vertragspartner einmal ausgefertigt.

Potsdam, den.............coeoee.
Ministeriums fur Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg

Guido Beermann, Minister

Potsdam, den......................
Landeshauptstadt Potsdam

Mike Schubert, Oberburgermeister Bernd Rubelt, Beigeordneter

Potsdam, den.....................
Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH

Monty Balisch, Geschaftsflhrung Uwe Loeschmann, Geschaftsfuhrung
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Kosten- und Fianzierungsiibersicht fiir den stadtbahngerechten Um- und Ausbau der Tramlinie 96 in der Landehauptstadt Potsdam

Stand: August 2022

TP1 BAO (Nedlitzer Str. + Gleisdreieck FH) bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 160.000 €] 209.000 € 54.000€| 116.000 €| 220.000 € 316.000 € 105.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 1.180.000 €
Bau 0€ 0€ 0€ 0 €| 2.805.000 €] 3.395.000 € 921.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 7.121.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€| 500.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 500.000 €
Gesamt 160.000 € 209.000 € 54.000 €| 116.000 €| 3.525.000 €| 3.711.000 €| 1.026.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 8.801.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0€ 0€ 0 €| 2.830.600 €] 3.123.400 € 847.320 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 6.801.320€
GVFG-Foérderung Bund (75 %) 0€ 0€ 0€ 0 €| 2.122.950 €| 2.342.550 € 635.490 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 5.100.990 €
GVFG-Foérderung Land (15 %) 0€ 0€ 0€ 0€| 424.590 € 468.510 € 127.098 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 1.020.198 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€ 0€ 0 €| 2.122.950 €] 2.342.550 € 635.490 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 5.100.990 €
Summe Foérderung Land 0€ 0€ 0€ 0€] 424.590 € 468.510 € 127.098 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 1.020.198 €
SKF TP1 BA1 (Campus Jungfernsee - Krampnitz) bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 2.164.000 €| 1.545.000 €| 1.588.000 €| 1.202.000 €| 2.043.000 €[ 1.944.000 €| 2.350.000 €| 2.261.000 €| 2.352.000 € 940.000 € 0€ 0€ 0€| 18.389.000 €
Bau 0€ 0€ 0€ 0€ 0 €| 5.856.000 €| 27.556.000 €| 29.184.000 €| 25.519.000 €| 12.529.000 € 0€ 0€ 0 €] 100.644.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 1.276.000€| 1.500.000€| 1.500.000€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 4.276.000 €
Gesamt 2.164.000 €| 1.545.000 €| 1.588.000 €| 1.202.000 €| 2.043.000 €| 9.076.000 €| 31.406.000 €| 32.945.000 €| 27.871.000 €| 13.469.000 € 0€ 0€ 0 €| 123.309.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0€ 0€ 0€ 0 €| 6.025.520 €| 26.101.520 €| 27.599.280 €| 23.477.480 €| 11.526.680 € 0€ 0€ 0€| 94.730.480 €
GVFG-Forderung Bund (75 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 4.519.140 €| 19.576.140 €| 20.699.460 €| 17.608.110 €| 8.645.010 € 0€ 0€ 0€| 71.047.860 €
GVFG-Forderung Land (15 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 903.828 €| 3.915.228 €| 4.139.892 €| 3.521.622 €| 1.729.002 € 0€ 0€ 0€| 14.209.572 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 4.519.140 €] 19.576.140 €| 20.699.460 €| 17.608.110 €| 8.645.010 € 0€ 0€ 0€| 71.047.860 €
Summe Férderung Land 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 903.828 €| 3.915.228 €| 4.139.892 €| 3.521.622 €| 1.729.002 € 0€ 0€ 0€| 14.209.572 €
SKF TP2 BA2 (Krampnitz - Fahrland) bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 618.000 €| 516.000€| 417.000€| 380.000€| 426.000€ 845.000 € 954.000 € 956.000 € 985.000 € 329.000 € 0€ 0€ 0€ 6.426.000 €
Bau 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 223.000 €| 3.564.000 €| 13.989.000 €| 13.531.000 €| 4.109.000 € 0€ 0€ 0€| 35.416.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 224.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 224.000 €
Gesamt 618.000 €| 516.000€| 417.000 €| 380.000€| 426.000€| 1.068.000€| 4.742.000 €| 14.945.000 €| 14.516.000 €| 4.438.000 € 0€ 0€ 0€| 42.066.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 205.160 €| 3.390.880 €| 12.869.880 €| 12.448.520 €| 3.780.280 € 0€ 0€ 0€| 32.694.720 €
GVFG-Férderung Bund (75 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 153.870 €| 2.543.160€| 9.652.410€| 9.336.390 €| 2.835.210 € 0€ 0€ 0€| 24.521.040 €
GVFG-Férderung Land (15 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 30.774 € 508.632 €| 1.930.482 €| 1.867.278 € 567.042 € 0€ 0€ 0€] 4.904.208 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 153.870 €| 2.543.160€| 9.652.410€| 9.336.390 €| 2.835.210 € 0€ 0€ 0€| 24.521.040 €
Summe Férderung Land 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 30.774 € 508.632 €| 1.930.482 €| 1.867.278 € 567.042 € 0€ 0€ 0€| 4.904.208 €
Heinrich-Mann-Allee bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 550.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 139.000 € 124.000 € 325.000 € 325.000 € 325.000 €| 325.000 € 2.113.000 €
Bau 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0 €| 8.947.000 €] 10.066.000 €| 10.737.000 € 0€| 29.750.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Gesamt 550.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 139.000 € 124.000 €| 9.272.000 €| 10.391.000 €| 11.062.000 €| 325.000 €| 31.863.000 €
davon zuwendungsféhig 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 8.231.240€| 9.260.720€| 9.878.040 € 0€| 27.370.000 €
GVFG-Foérderung Bund (75 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 6.173.430€| 6.945.540€| 7.408.530 € 0€| 20.527.500 €
GVFG-Foérderung Land (15 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 1.234.686€| 1.389.108 €| 1.481.706 € 0€] 4.105.500 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 6.173.430€| 6.945.540€| 7.408.530€ 0€| 20.527.500 €
Summe Férderung Land 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 1.234.686€| 1.389.108 €| 1.481.706 € 0€] 4.105.500 €
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Kosten- und Fianzierungsiibersicht fiir den stadtbahngerechten Um- und Ausbau der Tramlinie 96 in der Landehauptstadt Potsdam

Stand: August 2022

Friedrich-Ebert-StraBe Nord (FES Nord) bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 0€ 0€ 24.000 € 82.000 € 82.000 € 0€ 0€ 188.000 €
Bau 0€ 0 €| 360.000€(1.315.000 €| 1.315.000 € 0€ 0€ 2.990.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Gesamt 0€ 0€| 384.000€(1.397.000 €| 1.397.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 3.178.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0 €| 331.200€(1.209.800 €] 1.209.800 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 2.750.800 €
GVFG-Forderung Bund (75 %) 0€ 0€| 248.400€| 907.350€| 907.350€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 2.063.100€
GVFG-Forderung Land (15 %) 0€ 0€ 49.680 €| 181.470€| 181.470€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 412.620 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€| 248.400€| 907.350€| 907.350€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 2.063.100€
Summe Foérderung Land 0€ 0€ 49.680€| 181.470€| 181.470€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 412.620 €
Friedrich-Ebert-Strae Nord (FES Siid) bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 0€ 0€| 163.000€[ 218.000€| 272.000€ 272.000 € 272.000 € 272.000 € 54.000 € 1.523.000 €
Bau 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 5.378.000€| 5.856.000€| 1.195.000 € 12.429.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
Gesamt 0€ 0€| 163.000€( 218.000€| 272.000 € 272.000 €| 5.650.000 €| 6.128.000 €| 1.249.000 € 0€ 0€ 0€ 0€| 13.952.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 4.947.760€| 5.387.520€| 1.099.400 € 0€ 0€ 0€ 0€| 11.434.680€
GVFG-Férderung Bund (75 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 3.710.820 €| 4.040.640 € 824.550 € 0€ 0€ 0€ 0€ 8.576.010 €
GVFG-Férderung Land (15 %) 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 742.164 € 808.128 € 164.910 € 0€ 0€ 0€ 0€ 1.715.202 €
Summe Foérderung Bund 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€| 3.710.820 €| 4.040.640 € 824.550 € 0€ 0€ 0€ 0€ 8.576.010 €
Summe Foérderung Land 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 742.164 € 808.128 € 164.910 € 0€ 0€ 0€ 0€ 1.715.202 €
Gesamtvorhaben bis 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032 2033

Planung 3.492.000 €] 2.270.000 €[ 2.246.000 €] 1.998.000 €| 3.043.000 €] 3.377.000 €| 3.681.000 €| 3.628.000€| 3.515.000€| 1.594.000 € 325.000 € 325.000 €| 325.000 €| 29.819.000 €
Bau 0€ 0 €| 360.000€(1.315.000 €| 4.120.000 €| 9.474.000 €| 37.419.000 €| 49.029.000 €| 40.245.000 €| 25.585.000 €| 10.066.000 €| 10.737.000 € 0 €] 188.350.000 €
Grunderwerb 0€ 0€ 0€ 0€| 500.000€| 1.276.000€| 1.724.000€| 1.500.000 € 0€ 0€ 0€ 0€ 0€ 5.000.000 €
Gesamt 3.492.000 €] 2.270.000 €| 2.606.000 €| 3.313.000 €| 7.663.000 €| 14.127.000 €| 42.824.000 €| 54.157.000 €| 43.760.000 €| 27.179.000 €| 10.391.000 €| 11.062.000 €| 325.000 €| 223.169.000 €
davon zuwendungsfahig 0€ 0 €| 331.200 €[ 1.209.800 €| 4.040.400 €| 9.354.080 €| 35.287.480 €| 45.856.680 €| 37.025.400 €| 23.538.200 €| 9.260.720 €| 9.878.040 € 0 €] 175.782.000 €
GVFG-Férderung Bund (75 %) 0€ 0€| 248.400€| 907.350€]| 3.030.300 €] 7.015.560 €| 26.465.610 €| 34.392.510 €| 27.769.050 €| 17.653.650 €| 6.945.540 €| 7.408.530 € 0 €] 131.836.500 €
GVFG-Forderung Land (15 %) 0€ 0€ 49.680 €| 181.470€| 606.060€| 1.403.112€| 5.293.122 €| 6.878.502€| 5.553.810€| 3.530.730€| 1.389.108 €| 1.481.706 € 0€| 26.367.300 €
Summe Férderung Bund 0€ 0€| 248.400€| 907.350 €| 3.030.300 €| 7.015.560 €| 26.465.610 €| 34.392.510 €| 27.769.050 €| 17.653.650 €| 6.945.540 €| 7.408.530 € 0 €] 131.836.500 €
Summe Foérderung Land 0€ 0€ 49.680 €| 181.470€| 606.060€| 1.403.112€| 5.293.122 €| 6.878.502€| 5.553.810€| 3.530.730€| 1.389.108 €| 1.481.706 € 0€| 26.367.300 €
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	frm_Zeitliche UmsetzbarkeitCC1: Bei dem Inhalt des Antrags handelt es sich um eine neue freiwillige, zusätzliche Darstellung in Haushalt und Berichtswesen, die kurzfristig nicht umgesetzt werden kann. Die enge und zeitintensive Interaktion von dezentralen Einheiten in den jeweils betroffenen GB, dem Bereich Strategische Steuerung und dem GB 1, hier insbesondere der GS 103 wäre für die Verwirklichung dieses Antrags erforderlich. 
	frm_Inhaltliche EinordnungCC1: Im Rahmen der Strategischen Steuerung sind die strategischen Projekte gemäß Beschluss 18/SVV/0576 je GB eingeführt worden. Diese Projekte resultieren aus dem Leitbild und den gesamtstädtischen Zielen der LHP (beides wurde gemeinsam mit den Fraktionen erarbeitet). Auch für den Doppelhaushalt 2023/2024 ist vorgesehen, die strategischen Ziele/Projekte im 'jeweiligen Budget abzubilden und die Projekte fortzuführen. Der Antrag sieht die Verankerung von qualitativen Zielen vor. Der Antrag gibt zwei (weitere) Ziel- bzw. Handlungsfelder vor, welche eher als "global" zu betrachten sind, so dass sie als Ziele nicht einfach abgebildet/ beschrieben werden können. Zudem sollte diese Thematik nicht parallel zum Prozess der Strategischen Steuerung erfolgen, sondern geprüft werden, inwiefern die Thematik perspektivisch im Konzept Strategische Steuerung aufgenommen werden. Diesen Beschlussvorschlag losgelöst zu betrachten, würde die Gefahr einer „doppelten" Strategischen Steuerung mit sich zu bringen. Ebenso kann im Vorbericht zum Haushalt auf den Inhalt des Antrags momentan noch nicht eingegangen werden.
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	frm_TitelCC2: Verkaufs-Exposé Krampnitz - Nordgebäude Stadtplatz Ost ruhend stellen, Moratorium!
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	frm_RechtlEinschCC2: pflichtige Selbstverwaltungsaufgabe
	frm_Berücksichtigung im HaushaltsplanCC2: Keine unmittelbare Relevanz zum Haushalt der LHP. Verkäufe im Entwicklungsgebiet kommen dem Treuhandvermögen zugute und refinanzieren die Entwicklungsmaßnahme.
	frm_Zeitliche UmsetzbarkeitCC2: Die Ausschreibung des Objektes ist veröffentlicht. Der Ausschreibungszeitraum läuft bis Januar 2023.
	frm_Inhaltliche EinordnungCC2: Die Ausschreibung erfolgt mit dem Ziel einer Anhandgabe und mit der Absicht, den B-Plan Nr. 141-5a zu ändern. Den Bietern ist bekannt, dass die Letzentscheidung die Stadtverordnetenversammlung trifft.
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	frm_RechtlEinschCC3: Rechtlich ist der Antrag zulässig.
Die gewünschte Übersicht geht über den Umfang der in § 21 Kommunale Haushalts- und Kassenverordnung (KomHKV) vorgesehenen Erläuterungen des Haushaltsplans hinaus.
Gemäß KomHKV sollen größere Abweichungen zum Vorjahr erläutert werden. Die Landeshauptstadt Potsdam informiert hierzu im Vorbericht in Ziff. 1.8. Als wesentlich gelten alle Abweichungen über 10 % bzw. 1.000.000 EUR. Des weiteren wird unter Ziff. 1.4 im Vorbericht zur Aufgabenklassifizierung berichtet und damit auch eine Gesamtübersicht über die freiwilligen Aufgaben gegeben. 
	frm_Berücksichtigung im HaushaltsplanCC3: Der Antrag hat keine finanzielle Auswirkungen, erfordert jedoch bei Umsetzung der über den bisherigen Standard hinausgehenden Darstellung personelle Kapazitäten.

	frm_Zeitliche UmsetzbarkeitCC3: Eine zusätzliche Übersicht zu erstellen, welche parallel zum Haushaltsentwurf vorzulegen ist, kann aktuell nur auf Ebene der Produkte und Aufwandskonten erstellt werden und dürfte weiteren zeitlichen Aufwand bedeuten.
	frm_Inhaltliche EinordnungCC3: Im Vorbericht zum Haushaltsplan werden bereits unter 1.8. wesentliche alle Abweichungen  von über 10 % bzw. 1.000.000 EUR erläutert. Unter dem Abschnitt 1.14 werden die Produktaufwendungen nach freiwilligen und pflichtigen Aufgaben klassifiziert (siehe Haushalt 2022 Teil 1). Die Erträge sowie Aus- und Einzahlungen sind nicht klassifiziert.
Der Haushalt wird nicht auf Maßnahmenebene sondern auf Produktebene geplant. Nach Einbringung des Haushalts wird dieser in den Fachausschüssen vorgestellt und beraten. Alternativ können der Umsetzungsstand einzelner Maßnahmen bzw. die damit verbundenen finanziellen Effekte in den Fachausschüssen bei den zuständigen Geschäftsbereichen abgefragt werden.
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